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Die Europäische Union (EU) und ihre Mit-
gliedsstaaten wurden im Laufe der ver-
gangenen fünfzehn Jahre von mehreren 
Krisen erschüttert, beginnend mit der 
Eurokrise, welche sich Ende des Jahres 
2010 entwickelte, über die Ankunft Millio-
nen Geflüchteter in den Jahren 2015/2016 
bis hin zur Covid-19-Pandemie, die 
Europa im Frühjahr 2020 erfasste und 
bis heute das gesellschaftliche Leben 
auf der ganzen Welt nachhaltig prägt. 
All jene Krisen haben gemein, dass sie 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
auf die Probe stellen und solidarisches 
Verhalten innerhalb und zwischen 
Staaten fordern. Wurden im Zuge der 
Eurokrise Rettungspakete für krisener-
schütterte EU-Staaten verabschiedet, 
sahen wir während der Migrationskrise 
einen Anstieg an innergesellschaftlichen 
Solidaritätsmaßnahmen gegenüber 
Geflüchteten. Die aktuelle Corona-
Krise trifft alle EU-Staaten, wenn auch 
in unterschiedlichem Ausmaß, und die 
Themen Solidarität und Zusammenhalt 
dominieren den politischen Diskurs. 

Die vorliegende ISI-Sonderausgabe 
ist eine Gemeinschaftspublikation des 
BMBF-finanzierten Forschungsprojekts 
„Veränderung durch Krisen? Solidarität 
und Entsolidarisierung in Deutschland 
und Europa“ (Solikris) und umfasst sechs 
Beiträge, welche allesamt verschiedene 
Facetten (nicht-) solidarischen Handelns 
beleuchten. Der Fokus liegt dabei auf 
Deutschland und den individuellen Ein-
stellungen deutscher Bürger/innen. Die 
Bundesrepublik stellt einen besonders 
interessanten Forschungsgegenstand 
dar, da das Land in unterschiedlichem 
Ausmaß von den europaweiten Krisen 
betroffen war. Während es in der Euro-
krise das größte Geberland darstellte 
und die Sparmaßnahmen der Krisen-
staaten maßgeblich bestimmte, war 
seine Rolle während der Migrationskrise 
eine andere, denn diesmal forderte es 

Solidarität mit den eigenen Heraus-
forderungen ein. Darüber hinaus jährt 
sich am 3. Oktober 2020 die deutsche 
Wiedervereinigung zum 30. Mal. Vor die-
sem Hintergrund beschäftigt sich dieses 
Sonderheft mit den Fragen: Wie steht es 
heute, im Jahr 2020, um die Annäherung 
der beiden Landesteile? Lassen sich noch 
immer Unterschiede in den sozio-politi-
schen Einstellungen der Bürger/innen 
feststellen und wie haben die Bevölke-
rungen auf die europäischen Krisen der 
vergangenen Jahrzehnte reagiert? Die im 
folgenden dargestellten Beiträge geben 
Antworten auf die gestellten Fragen in 
Bezug auf Solidarität und zeigen, dass 
das wiedervereinte Deutschland auch 
30 Jahre nach der Wende zum Teil noch 
immer entfernt von einer einheitlichen 
sozio-politischen Landschaft ist.

Inhalt

Der erste Beitrag der Sonderausgabe 
wurde von Heiko Giebler, Sandra Hor-
vath und Bernhard Weßels (alle WZB) 
verfasst und fragt, wie es um die Legiti-
mität der repräsentativen Demokratie in 
Deutschland 30 Jahre nach der Vereini-
gung steht und ob im ersten Jahrzehnt 
nach der Vereinigung existierende Unter-
schiede in der Beurteilung der Demokra-
tie zwischen Ost und West auch heute 
noch gelten. Die Ergebnisse verweisen 
darauf, dass es weder Sozialisations-, 
noch Situationsunterschiede sind, die 
zu unterschiedlicher Einschätzung der 
Legitimität führen, sondern enttäuschte 
Erwartungen. Insbesondere die Wahr-
nehmung einer geringen Responsivität 
von Politikerinnen und Politikern trägt 
zu einer geringen Legitimität bei.

Der sich anschließende Beitrag von 
Kathrin Busch (GESIS) gelangt zu ähn-
lichen Erkenntnissen und zeigt, dass es 
auch noch 30 Jahre nach der Wieder-
vereinigung starke Unterschiede in der 

Demokratiezufriedenheit gibt. Je weni-
ger sich Bürger/innen gehört und vertre-
ten fühlen, desto unzufriedener sind sie 
mit der Demokratie in Deutschland. Die 
aufgedeckten Zusammenhänge werden 
teils durch die Parteiidentifikation der 
Bürger/innen moderiert und somit je 
nach präferierter Partei verstärkt oder 
abgeschwächt. 

Der Beitrag von Anne-Marie Parth, 
Jale Tosun und Julia Weiß (alle Univer-
sität Heidelberg) beschäftigt sich mit der 
Frage, welche Rolle politisches Vertrauen 
zur Erklärung von Solidarität in der 
Finanz- und Migrationskrise einnimmt. 
Dabei kommen sie zum einen zu dem 
Ergebnis, dass vor allem in Ostdeutsch-
land das Vertrauen in die Bundesregie-
rung die Solidarität in Krisen maßgeblich 
beeinflusst und zum anderen deuten die 
Ergebnisse darauf hin, dass die Solida-
rität in der Migrationskrise von jener in 
der Finanzkrise abhängt.

Ebenfalls mit Solidarität beschäftigt 
sich der Beitrag von Ann-Kathrin Reinl, 
Christina Eder und Alexia Katsanidou 
(alle GESIS) und widmet sich explizit 
dem Einfluss transnationaler Solidarität 
auf die Wahlentscheidung in der Euro-
pawahl 2019. Die in dem Beitrag vorge-
stellten Berechnungen offenbaren einen 
stärkeren Zusammenhang zwischen den 
beiden Merkmalen im Westen verglichen 
mit dem Osten Deutschlands. Dies legt 
die Vermutung nahe, dass rund 30 Jahre 
nach der Wiedervereinigung und 40 
Jahre nach der ersten Europawahl in 
Westdeutschland europäische Fragen 
eine Bedeutung in der Wahlentschei-
dung innehaben, wohingegen im Osten 
andere Themen das Abstimmungsver-
halten maßgeblich beeinflussen.  

In ihrem Beitrag „Ausmaß und Ursa-
chen von zuwanderungsbezogenen 
Bedrohungswahrnehmungen in Ost-  
und Westdeutschland“ untersuchen 
Boris Heizmann und Nora Huth (beide 

Editorial

Alexia Katsanidou, Ann-Kathrin Reinl & Christina Eder
GESIS – Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften
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GESIS) innerdeutsche Unterschiede in 
verschiedenen zuwanderungsspezi-
fischen Einstellungen. Sie ergründen 
in ihrer Analyse, welche individuellen 
und kontextuellen Faktoren solche 
innerdeutschen Unterschiede erklären 
können. Es zeigt sich, dass diese Ost-
West-Differenzen weniger auf regionale 
Unterschiede in individuellen Merkma-
len der Befragten zurückzuführen sind, 
sondern vielmehr auf Eigenschaften der 
Bundesländer.

Der abschließende Beitrag von Stef-
fen Pötzschke & Bernd Weiß (beide 
GESIS) stellt das GESIS Panel als zen-
trale Datenerhebungsinfrastruktur 
des Solikris-Projektes vor. Dabei wird 
zunächst auf die allgemeinen Vorteile 
eingegangen, die sich aus der Nutzung 
des Panels für Drittmittelprojekte erge-
ben. Außerdem werden die konkreten 
Fragebogenmodule erläutert, die im 
Rahmen von Solikris realisiert wurden.

Dreißig Jahre deutsche Vereinigung und immer noch verschiedene politische Kulturen? Schon früh nach der Vereinigung 
wurde deutlich, dass es starke Unterschiede in der Einschätzung der Demokratie der Bundesrepublik zwischen Ost und 
West gab. Die Ansicht, dass die Demokratie der Bundesrepublik die beste Staatsform sei, wurde bis Mitte der 1990er unter 
den Menschen in Westdeutschland von 80 Prozent geteilt, unter Ostdeutschen dagegen nur von 40 Prozent. Im Laufe der 
Jahrzehnte glichen sich diese Einschätzungen jedoch an und sind heute sogar sehr ähnlich. Was sich nicht angeglichen 
hat, ist die Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie. Die Unterschiede zwischen Ost und West sind groß und 
relativ stabil. Während der Anteil zufriedener Personen 2017 im Westen bei etwa 80 Prozent liegt, ist der Anteil im Osten 
mit 50 Prozent deutlich niedriger (Fuchs & Roller, 2018). Es ergibt sich also eine Situation, in der die Demokratie in beiden 
Teilen der Republik gleichermaßen als beste Staatsform angesehen wird, sie aber in ihrer Konkretisierung im Osten auch 
heute noch deutlich schlechter bewertet wird als dies im Westen der Fall ist. Es ist anzunehmen, dass sich daraus poten-
ziell relevante Unterschiede in der Einschätzung der demokratischen Legitimität ergeben. Legitimität stellt ein wichtiges 
Bewertungskriterium für demokratische Systeme dar (Kneip et al., 2020) und kann als eine Art Ressource verstanden werden, 
welche Bürgerinnen und Bürger – durchaus im Sinn einer solidarischen Gemeinschaft – an das System binden kann. Es gibt 
einen starken Zusammenhang zwischen der Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie und der Legitimität des 
politischen Regimes, auch wenn sie nicht identisch sind. Während erstere auch immer eine Leistungsbeurteilung enthält – also 
Politikergebnisse in nicht bestimmbarem Umfang in diese Bewertung eingehen – sollte die Legitimität der repräsentativen 
Demokratie weitgehend unabhängig von policy outcomes sein und stärker auf die Bewertung von Soll und Ist bezüglich der 
politischen Spielregeln gestützt sein (Weßels, 2016). Wie ist es tatsächlich um die Legitimität der repräsentativen Demokratie 
in Deutschland bestellt? Sind es noch die Unterschiede zwischen Ost und West oder spielen inzwischen andere Faktoren 
eine größere Rolle für die Legitimität in alten und neuen Bundesländern?

 
Das Forschungsprojekt

Das durch das Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (BMBF) geförderte Projekt Veränderung durch Krisen? Solidarität 
und Entsolidarisierung in Deutschland und Europa, kurz Solikris, erforscht die 
Entwicklung gesellschaftlicher Prozesse in Zeiten europaweiter Krisen. Ziel ist 
es, sowohl die Auswirkungen von Krisen auf Solidarität besser zu verstehen als 
auch den Fokus auf eben jene Aspekte zu legen, welche die größten Probleme 
oder Herausforderungen für etablierte Demokratien bedeuten. Solikris vereint 
mehr als ein Dutzend Sozialwissenschaftler/innen von GESIS – Leibniz-Institut 
für Sozialwissenschaften, der Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg und dem 
Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB). 

Projektlaufzeit: 01.12.2017 - 01.12.2020

Weitere Infos im Internet: https://www.gesis.org/projekte/solikris/home
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Legitimität: Übereinstimmung 
zwischen Soll und Ist

Es gibt eine Reihe von Erklärungsansät-
zen bzw. Hypothesen, die versuchen, 
diese Unterschiede zu erklären. Die 
These von den Sozialisationseffekten 
des DDR-Regimes nimmt an, dass die 
autoritäre Tradierung des Regimes 
Demokratie-Lernen nicht erlaubte und 
eine gewissen Demokratieresistenz 
existiere (Gabriel, 2001; Westle, 1994). 
Eine weitere prominente Erklärung 
versucht die Situationshypothese, die 
davon ausgeht, dass die objektiv mate-
riell schlechtere Situation in den neuen 
Bundesländern insbesondere in den frü-
hen 1990ern zu einer geringeren Zufrie-
denheit mit der deutschen Demokratie 
führe. Auch enttäuschte Erwartungen 
werden als Erklärung angesehen, weil 
die Politik nicht das gehalten habe, was 
versprochen wurde („blühende Land-
schaften“). 

Es gibt also plausible, theoretisch 
begründete Erklärungen für die Unter-
schiede zwischen Ost und West, die 
auch die Legitimität der repräsentativen 
Demokratie Deutschlands betreffen kön-
nen. Dabei verstehen wir die zugeschrie-
bene Legitimität einer Demokratie als 
den Unterschied zwischen der Vorstel-
lung darüber, wie die Demokratie idea-
lerweise sein sollte und der Bewertung, 
wie sie tatsächlich ist. Aus dem Vergleich 
von Soll und Ist kann ein Maß der Rea-
lisierung des Gewünschten konstruiert 
werden. Es beruht auf einer Vielzahl 
von Fragen zu verschiedenen Aspekten 
der Demokratie, die zu einem Gesamt-
maß der Legitimität führen. Eine erste 
umfängliche Messung dieses Konzeptes 
von demokratischer Legitimität wurde 
im Modul „Bedeutung und Evaluierung 
der Demokratie“ im European Social 
Survey, Welle 6 (2012) durchgeführt. Es 
werden die gewünschten Normvorstel-
lungen zur liberalen, repräsentativen 
Demokratie mit elf Items in den Berei-
chen Wahlen, Parteien, Rechtsstaat 
und Regierung gemessen sowie mit 
weiteren elf Items die Evaluation des Ist-
Zustandes.1 Eine zweite Studie, die das 
gleiche Konstruktionsprinzip von Legiti-
mität erlaubt, ist der Demokratiemonitor 
2019, der in einer Zusammenarbeit der 
Bertelsmann Stiftung und der Abteilung 

„Demokratie und Demokratisierung“ des 
Wissenschaftszentrums Berlin durchge-
führt wurde. Hier wurden für die Legiti-
mitätsmessung jeweils neun Items pro 
Bereich für die gewünschten Normen 
und neun Items zur Evaluierung ihrer 
Realisierung für die Bereiche Wahlen, 
Parteien, Parlament, und Regierung2 
Salden bestimmt, normier t und es 
wurde der Durchschnitt ermittelt. Auch 
wenn die jeweils gemessenen Items 
dem European Social Survey und dem 
Demokratiemonitor entstammen, las-
sen sich die Ergebnisse zu der Frage, in 
welchem Umfang das „Ist“ der Demokra-
tie in Deutschland dem „Soll“ entspricht, 
welches die Bürger an die Demokratie 
anlegen, auf der generalisierten Ebene 
vergleichen. 

Der Sozialisationshypothese nach 
müssten Unterschiede zwischen Ost- 
und Westdeutschen existieren und 
insbesondere dann, wenn die Ost-
deutschen ihre prägenden Jahre, also 
die sozialisationsrelevante Zeit, unter 
dem DDR-Regime erlebt haben. Daher 
wurden Jüngere und Ältere unter-
schieden. Ältere haben mindestens 
ihr 18. Lebensjahr in der Zeit vor 1990 
erlebt, Jüngere mindestens ihren 18. 
Geburtstag nach 1990. Für die Älteren 
in Ostdeutschland bedeutet das eine 
DDR-Sozialisation. Die empirischen 
Befunde sprechen nicht für die Soziali-
sationsthese. 2012 gibt es nahezu keine 
Unterschiede zwischen Ost und West, 
jünger und älter oder der Kombination 
aus beidem. Bildung macht auch keinen 
Unterschied. 2019 liegt das Niveau der 
Legitimität zwar insgesamt etwas nied-
riger, aber die Unterschiede zwischen 
Ost und West sind zu vernachlässigen, 

auch in der Kombination mit Alter. Das 
Alter allein produziert hingegen einen 
signifikanten Unterschied: Jüngere, 
egal ob aus Ost oder West, sprechen der 
repräsentativen Demokratie eine höhere 
Legitimität zu als die Älteren (Tabelle 1). 

Es f inden sich empir isch keine 
Hinweise, die die Sozialisationsthese 
stützen würden. Dieses Ergebnis ist 
hinsichtlich der Unterschiede in der 
Zufriedenheit mit der Demokratie in Ost 
und West nicht ganz neu (Hinrichs & Nau-
enburg, 2005), wohl aber bezogen auf 
ein Konzept von Legitimität, das diese 
Operationalisierung theoriekonform in 
die Übereinstimmung von Soll und Ist 
umsetzt (Friedrich, 1960; Stillman, 1974). 
Die hohen Werte für die Realisierung des 
von den Bürgern gewünschten demokra-
tischen Solls verweisen auf eine hohe 
Legitimität der repräsentativen Demo-
kratie in Deutschland.

Es gibt zwar keine Unterschiede zwi-
schen Ost und West, aber auch keine 
einhellige Position der Bürgerinnen und 
Bürger. 2019 sind für etwa 10 Prozent der 
Befragten weniger als 50 Prozent des 
Solls realisiert, was wohl für eine geringe 
Legitimität spricht und etwa ein Viertel 
geht von nicht mehr aus als einer 65-pro-
zentigen Realisierung. Diese Variation 
in der Legitimitätseinschätzung kann 
durch solche Hypothesen oder Erklä-
rungsansätzen erklärt werden, die nicht 
notwendig an eine Region gebunden 
sind, wie die Situationshypothese oder 
die Enttäuschungshypothese. Objektiv 
bestimmbare Unterschiede wie Bildung, 
Einkommen, oder auch subjektive, wie 
die Angst, den Arbeitsplatz zu verlieren, 
tragen nicht zur Erklärung der Variation 
in den Legitimitätseinschätzungen bei. 

Tabelle 1	 Legitimität der repräsentativen Demokratie 2012 und 2019 nach 
sozio-demographischen Merkmalen

2012 (ESS) 2019 (DemoMon)

West 0,82 0,76
Ost 0,79 0,74
Jüngere 0,83 0,81
Ältere 0,80 0,74
West, Jüngere 0,83 0,79
Ost, Jüngere 0,81 0,78
West, Ältere 0,81 0,73
Ost, Ältere 0,79 0,70

Datenbasis: European Social Survey 2012 und Demokratiemonitor 2019.
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Zufriedenheit und Legitimität

Es kann also nur um die Wahrnehmung 
und Deutung von Tatbeständen gehen. 
Ein Indikator, der direkt etwas über die 
jeweils persönliche Situation aussagt, 
ist die Lebenszufriedenheit. Ein weit-
erer Indikator ist die Zufriedenheit mit 
dem Sozialstaat. Dabei geht es um die 
Leistung der Demokratie, Risiken wie 
Arbeitslosigkeit, Krankheit und Alter 
abzupuffern und soziale Sicherheit 
herzustellen. Vor dem Hintergrund der 
Debatten über den Sozialstaatsabbau 
mit der Agenda 2010 der Regierung 
Schröder kann dieser Indikator wohl 
als Hinweis auf enttäuschte Erwar-
tungen angesehen werden. Das gilt 
insbesondere vor dem Hintergrund, 
dass etwa 90 Prozent der Bürgerinnen 
und Bürger der Aussage zustimmen, 
dass der Staat dafür sorgen muss, dass 
man bei Krankheit, Not, Arbeitslosigkeit 
und im Alter ein gutes Auskommen hat 
(Fuchs & Roller, 2018). Ein weiterer Ind-
ikator für enttäuschte Erwartungen ist 
die Verletzung politischer Responsivität 
durch Politikerinnen und Politiker, was 
in der Zustimmung zu der Aussage zum 
Ausdruck kommt, „die Politiker küm-
mern sich nicht darum, was einfache 
Leute denken“ (Formulierung aus dem 
Demokratiemonitor 2019).

Werden die Zufriedenheit mit dem 
eigenen Leben, dem Sozialstaat und den 
Politikerinnen und Politikern wiederum 
nach Ost und West und Jüngeren und 
Älteren betrachtet, ergeben sich bei der 
Lebenszufriedenheit keine relevanten 
Unterschiede zwischen den vier Grup-
pen, bei der Sozialstaatszufriedenheit 
ein kleiner Unterschied zwischen Ost 
und West, vor allem aber zwischen 
den Jüngeren und den Älteren, wobei 
letztere eine geringere Zufriedenheit 
zeigen. Die Zufriedenheit mit den Poli-
tikerinnen und Politikern, bestimmt als 
Nichtzustimmung zu der Aussage, „Die 
Politiker kümmern sich nicht darum, 
was einfache Leute denken“, ist am 
geringsten ausgeprägt. Auch hier gibt es 
kleinere Unterschiede zwischen Ost und 
West, vor allem aber große Unterschiede 
zwischen den Jüngeren und den Älteren 
(Tabelle 2). Was sich bei der Legitimität 
schon gezeigt hat, wiederholt sich: die 
Älteren sind mit dem Sozialstaat und den 

Politikerinnen und Politikern weitaus 
weniger zufrieden als die Jüngeren. Wäh-
rend es also kaum eine unterschiedliche 
Einschätzung der eigenen Situation gibt, 
ist die Enttäuschung von Erwartungen 
an die Politik und ihre Akteure deutlich 
durch Unterschiede zwischen denjeni-
gen gekennzeichnet, deren prägenden 
Jahre in einer Zeit lagen, als die DDR 
noch existierte und denjenigen, deren 
mindestens erste 18 Lebensjahre bereits 
nach der Vereinigung lagen (Tabelle 2).

In welchem Zusammenhang stehen 
nun Lebenszufriedenheit als Maß für die 
persönliche Situation und Sozialstaats- 
und Politikerzufriedenheit als Maße für 
erfüllte Erwartungen zur Legitimitätsein-
schätzung der Bürger? Zu diesem Zweck 
wurde ein Regressionsmodell berechnet, 
in dem für die bereits angesprochenen 
soziodemographischen Merkmale, also 
Region, Altersgruppe und Bildung kont-
rolliert wird und Legitimität auf Lebens-, 
Sozialstaats- und Politikerzufriedenheit 
regressiert wird. 

Die Ergebnisse bestätigen auch in 
der multivariaten Analyse, was schon 
die bivariaten Befunde gezeigt haben: 
Es gibt keinen statistisch signifikanten 

Ost-West-Effekt, auch nicht in der Inter-
aktion mit Alter. Für Altersgruppen, 
die mindestens ihre ersten 18 Lebens-
jahre vor 1990 erlebt haben, finden wir  
einen deutlich negativen Effekt auf die 
Legitimitätsbewertung. Auch besser 
Gebildete, hier gemessen durch den 
Bildungsabschluss Abitur oder höher, 
sprechen der repräsentativen Demo-
kratie in Deutschland eine geringere 
Legitimität zu als diejenigen ohne Abi-
tur. Von den unabhängigen Variablen 
der drei Arten der Zufriedenheit gehen 
durchweg statistisch signifikante Effekte 
auf die Legitimität aus. Die Effekte sind 
allerdings deutlich unterschiedlich 
stark. So hat Lebenszufriedenheit den 
geringsten und Politikerzufriedenheit 
den größten Effekt (Tabelle 3).

Die Unterschiedlichkeit der Wirkung 
der drei Arten der Zufriedenheit lässt 
sich am einfachsten durch die geschätz-
ten Effekte auf die Legitimität optisch 
darstellen. Dabei zeigt sich, wie auch 
schon an den Regressionskoeffizienten 
zu sehen, dass mit steigender Lebens-
zufriedenheit zwar die Legitimität sig-
nifikant ansteigt, aber in einem sehr 
moderaten Maß von 0,71 auf etwa 0,74. 

Tabelle 2	 Zufriedenheit und Unzufriedenheit nach Altersgruppe und Region, 2019

Lebens- 
Zufriedenheit

Sozialstaats- 
Zufriedenheit

Politiker- 
Zufriedenheit

West, Jüngere 0,66 0,54 0,33
Ost, Jüngere 0,65 0,51 0,30
West, Ältere 0,65 0,49 0,22
Ost, Ältere 0,64 0,45 0,18
N 6.217 5.540 6.188

Datenbasis: Demokratiemonitor 2019

Skala Lebenszufriedenheit: 0 ganz und gar unzufrieden; 10 vollkommen zufrieden. 
Skala Sozialstaatszufriedenheit: 1 = stimme überhaupt nicht zu; 7 = stimme voll und ganz zu. 
Politikerzufriedenheit: „Politiker kümmern sich nicht“, 7 trifft nicht zu; 1 trifft voll und ganz zu. 
Für die Vergleichbarkeit wurden die Skalen rekodiert auf einen Bereich von 0 bis 1.

Tabelle 3	 Regression Legitimität auf Lebens-, Sozialstaats- und Politikerzufrie-
denheit unter Kontrolle soziodemographischer Merkmale 

Koeffizient T P>t
Lebenszufriedenheit 0,004 4,6 0,000
Sozialstaatszufriedenheit 0,022 18,6 0,000
Politikerzufriedenheit 0,034 25,8 0,000
Ost (=1 vs. 0) 0,004 0,5 0,648
Ältere (=1 vs. 0) -0,040 -8,0 0,000
Interaktion Ost und Ältere -0,015 -1,5 0,143
Abitur (=1 vs. 0) -0,038 -9,0 0,000
Konstante 0,853 73,0 0,000
Adj. R2 0,250
N 5.504

Datenbasis: Demokratiemonitor 2019.
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Die Steigung sieht bei der Sozialstaats-
zufriedenheit schon deutlich anders aus. 
Die niedrigste Zufriedenheit geht mit 
einem Legitimitätsmaß von etwa 0,67, 
die höchste mit einem Legitimitätsmaß 
von 0,80 einher. Den weitaus stärksten 
Effekt hat die Politikerzufriedenheit. 
Diejenigen, die meinen, die Politikerin-
nen und Politiker würden sich um die 
Belange der kleinen Leute kümmern, 
geben der repräsentativen Demokratie 
einen Legitimitätswert von 0,89, dieje-
nigen, die meinen, sie würden sich nicht 
kümmern lediglich einen Wert von 0,69 
(Grafik 1).

Nicht Sozialisation, nicht 
Situation, sondern enttäuschte 
Erwartungen

Die Ergebnisse zeigen, dass dreißig Jahre 
nach der Vereinigung keine Unterschiede 
in der Anerkennung der Legitimität der 
Demokratie in Deutschland zwischen 
Ost und West erkennbar sind. Dies ist 
nicht nur ein positiver Befund für die 
aktuelle Lage, sondern weist auch mit 
Blick auf die Auswertung älterer Daten 
darauf hin, dass dies auch schon knapp 
10 Jahre früher gegolten hat und damit 
relativ stabil zu sein scheint. Daraus den 
Schluss zu ziehen, in Deutschland gäbe 
es keine Legitimitätsprobleme, wäre 
aber kurzsichtig. Im ersten Jahrzehnt 
nach der Vereinigung Deutschlands 
war vermutlich das größte Problem der 
politischen Kultur in Deutschland der 
große Unterschied zwischen Ost und 
West. Heute ist dieser regionale Unter-
schied kaum noch von Bedeutung und 
das auch dann nicht, wenn zusätzlich 
Sozialisationseffekte anhand des Alters 
mitberücksichtigt werden. Auch die 
Situation hat weder regional spezifiziert 
noch generell einen besonders starken 
Effekt auf die Legitimität. Dass die 
Situation regional keinen Unterschied 
macht, verweist darauf, dass die nach 
wie vor existierenden wirtschaftlichen 
Unterschiede zwischen Ost und West 
keine größere Rolle für die Beurteilung 
der repräsentativen Demokratie (mehr) 
spielen. Der Effekt ist zwar da, aber 
doch sehr schwach. Die stärksten Unter-
schiede in der Legitimitätseinschätzung 
resultieren aus politischen Beurteilun-
gen. Es sind politische Erwartungen an 

den Sozialstaat und an die Responsivität 
der Politikerinnen und Politiker. Hohe 
Zufriedenheit mit dem Sozialstaat als 
Garant der Sicherheit vor Risiken wie 
Arbeitslosigkeit, Krankheit und Alter 
und die Überzeugung, die Politikerin-
nen und Politiker kümmern sich um die 
kleinen Leute, gehen mit sehr hoher 
Unzufriedenheit und mit recht niedri-
gen Niveaus von Legitimität der reprä-
sentativen Demokratie in Deutschland 
einher. Vertrauensverluste in Parteien 
sowie Politikerinnen und Politiker stellen 
nicht nur in Deutschland, sondern in fast 
allen Demokratien ein zentrales Prob-
lem dar (Sanhueza Petrarca & Horvath, 
2019). Defizite der Vereinigung scheinen 
verschwunden, aber insbesondere die 
Responsivität der Politik muss gesichert 
bleiben, wenn die Legitimität erhalten 
werden und sie damit ihre Rolle als Mör-
tel der politischen Solidargemeinschaft 
weiterhin behalten soll.
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der repräsentativen Demokratie

 Datenbasis: Demokratiemonitor 2019.
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Krise oder Unterstützung der (repräsentativen) 
Demokratie in Deutschland?
Die Entwicklung der letzten zwei Jahrzehnte 1991-2018.

Kathrin B. Busch
GESIS – Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften

Mehr als 3 Jahrzehnte sind seit Beginn der wirtschaftlichen und politischen Umbrü-
che in Osteuropa und der Wiedervereinigung Deutschlands vergangen. Doch 
auch heute noch sind Fragen über die Verfassungswirklichkeiten der „neuen“ 
Demokratien sowie über die Werte, Normen und Einstellungen der Menschen 
von Relevanz. In Deutschland zeigen sich weiterhin Unterschiede zwischen Ost- 
und West, zum Beispiel im Anteil sogenannter „unzufriedener DemokratInnen“: 
Während diese die Demokratie stützen, haben sie häufig nur wenig Vertrauen in 
politische Institutionen wie in das Parlament oder die Regierung (vgl. Klingemann 
2014). Der vorliegende Beitrag setzt den Fokus auf die Frage, wie sich allgemeine 
Bewertungen von PolitikerInnen in Bezug zur Erfüllung wichtiger demokratischer 
Prinzipien auf die Zufriedenheit mit der Demokratie auswirken. Dazu werden 
Befragungsdaten aus der Allgemeinen Bevölkerungsstudie (Allbus) genutzt, die 
zwischen 1988 und 2018 erhoben wurden. Es zeigt sich, dass Bewertungen „der 
Politiker“ in Bezug zu ihrem Eingehen auf die Menschen (Responsivität) sowie in 
Bezug zur Vertretung des Volkes (Repräsentativität) die Demokratiezufriedenheit 
maßgeblich mit beeinflussen. Für AnhängerInnen der Partei „Die Linke“ und der 
AfD sind die Bewertungen von Responsivität und Repräsentativität auf die Demo-
kratiezufriedenheit teilweise von noch stärkerer Bedeutung. Mit der Untersuchung 
von Einstellungen zu politischen Prozessen legt der Beitrag den Schwerpunkt auf 
einen Teil der politischen Kultur, der bisher in der Forschung weniger Beachtung 
gefunden hat. 

Die Unterstützung des politischen Sys-
tems durch seine BürgerInnen ist ein 
wichtiges Fundament für dessen Erhalt 
und Funktion. Dies gilt umso mehr für 
repräsentative Demokratien, deren 
Prinzipien der Repräsentativität und 
Responsivität davon abhängig sind, dass 
sich die Bevölkerung politisch einbringt 
und die Politik nicht die Bedürfnisse von 
Teilen der Bevölkerung gänzlich miss-
achtet. So können Wahlen nur dann ein 

gutes Maß an Repräsentativität erzielen, 
wenn Angehörige aller Bevölkerungs-
schichten partizipieren. Responsivität 
ist nur erreichbar, wenn Menschen ihre 
politischen Bedürfnisse artikulieren und 
die entsprechenden Themen von der 
Politik erkannt und aufgegriffen werden.

Die Kritik an einem Mangel an Reprä-
sentativität und Responsivität geht 
häufig mit der Forderung einher, mehr 
Verfahren der „direkten Demokratie“ ein-

zusetzen. Diese wurde in Deutschland 
erstmals in den 90er Jahren relevant, 
als Bürgerentscheide und Verfahren für 
Volksbegehren auf kommunaler und 
Landesebene eingeführt wurden, auf 
Bundesebene aber an der für Grundge-
setzänderungen notwendigen Zweidrit-
telmehrheit im Bundestag scheiterten 
(vgl. Schiller & Mittendorf 2002). Bis 
vor ein paar Jahren wurde das Thema 
„direkte Demokratie“ eher von der poli-
tischen Linken besetzt (vgl. Christmann 
2009), bei den Parteien vor allem von 
SPD, Grünen und der Partei Die Linke. 
Jedoch griff es auch die 2013 gegründete 
Partei AfD auf, die in der Bundestagswahl 
2017 die weitreichendsten Forderungen, 
zum Beispiel „Volksabstimmungen nach 
Schweizer Vorbild“ stellte1. Gleichzeitig 
gab und gibt die Partei vor, als einzige 
die „Stimme des Volks“ zu vertreten. 
Ihre Kritik an den etablierten Parteien 
betrifft unter anderem genau das Thema 
eines (angeblichen) Responsivitäts- und 
Repräsentativitätsmangels. Wird diese 
häufig wiederholte Behauptung von 
ihren Anhängern verinnerlicht, sollte 
dies dazu führen, dass diese noch unzu-
friedener mit der Demokratie werden.

Im Folgenden soll untersucht wer-
den, ob sich die Wahrnehmung von 
Repräsentativität sowie eines Respon-
sivitätsmangels auf die Zufriedenheit mit 
der Demokratie auswirken und ob diese 

1	 Für die Legitimitätsmessung wurden die 
Fragen E1 bis E7, E10, E12, E14 und E16 für 
das Soll und die Fragen E17 bis E23, E25, 
E26, E28 und E30 für das Ist herangezogen 
(European Social Survey, 2012).
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2	 Die Daten können hier eingesehen werden: 
https://perma.wzb.eu/Legitimitaet2019. 
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negative Wirkung bei Parteianhängern 
der Linken und der AfD als extremste 
Verfechter der direkten Demokratie 
verstärkt auftreten. 

Einstellungen zur Demokratie im 
ausgehenden 20. und frühem 21. 
Jahrhundert

Bereits seit den 90er Jahren sind die 
Menschen in westlichen Demokratien 
ihren politischen Regimen gegenüber 
kritischer geworden (vgl. Norris 1999). 
Da sich die Kritik im Allgemeinen nicht 
auf die Demokratie als Regierungsform 
bezieht, sondern eher die politischen 
Institutionen und die politischen Auto-
ritäten fokussierte, wurde sie zunächst 
nicht direkt als problematisch angese-
hen (vgl. Klingemann 1999, Dalton 1999). 
Dennoch hat sie das Potenzial für poli-
tisch herausfordernde Entwicklungen, 
denn Unzufriedenheit mit der Demokra-
tie vermindert das politische Vertrauen 
insgesamt. Bereits 2002 warnte der 
Politikwissenschaftler Claus Offe, dass 
die demokratischen Institutionen „das 
politische Feld für partikularistische 
und populistische Mobilisierung freige-
ben könnten“, wenn sie es nicht mehr 
schafften, „Aufmerksamkeit, Interesse, 
Vertrauen und Unterstützung […] der 
Bürger auf sich zu ziehen“ (Offe 2002, 
S. 29).

In Deutschland erhöhte sich durch die 
wirtschaftlichen und politischen Krisen 
seit 2008 die Zahl der sogenannten 
„Euro-Skeptiker“ (Treib 2018). Deren Kri-
tik an der politischen Vergemeinschaf-
tung der EU und an Mängeln innerhalb 
ihrer politischen Prozesse manifestiert 
sich jedoch nicht nur dort, sondern hat 
auch Auswirkungen auf die politischen 
Positionen innerhalb des Landes. So 
waren zum Teil die gleichen Personen, 
die gegen den Vertrag zum Europäischen 
Stabilitäts-Mechanismus (ESM) klag-
ten, später auch an der Gründung der 
anfangs hauptsächlich Euro-skeptischen 
Partei AfD beteiligt (vgl. Nestler/Rohgalf 
2014). Diese generalisiert als populisti-
sche Partei ihre Kritik gegen die gesamte 
Elite des politischen Mainstreams und 
versucht mit ihrer Behauptung, die 
einzige „Vertreterin des Volkes“ zu sein, 
die anderen Parteien und politischen 

RepräsentantInnen zu diskreditieren. 
Im Folgenden soll die Bedeutung von 

wahrgenommenen Responsivitäts- und 
Repräsentationsmängeln anhand eines 
Modells über das politische System 
(Almond et al. 2008) genauer eingeordnet 
werden. Danach wird ein Überblick über 
die Entwicklung der Demokratiezufrie-
denheit in Deutschland von 1988-2018 
gegeben und auf Unterschiede zwischen 
West- und Ostdeutschland eingegan-
gen. Anschließend wird mittels einer 
Regressionsanalyse überprüft, wie stark 
sich die individuellen Einstellungen zur 
Repräsentativität und Responsivität auf 
die Demokratiezufriedenheit in Deutsch-
land auswirken. Der Beitrag schließt mit 
der Diskussion der Ergebnisse und seiner 
Implikationen.

Responsivität und 
Repräsentativität im Modell der 
politischen Unterstützung

Die politische Kulturforschung unter-
scheidet bei der Unterstützung eines 
politischen Systems zwischen verschie-
denen „Objekten der Unterstützung“, 
denen ein unterschiedlicher Wert für die 
Persistenz einer Demokratie zugerechnet 
wird. Demgemäß ist die Unterstützung 
der Demokratie als Regime-Typ eine der 
wichtigsten Voraussetzungen für deren 
Erhalt (vgl. Easton 1965). Von etwas 
geringerer Relevanz ist die Unterstüt-
zung der politischen Institutionen und 
danach die Zufriedenheit mit den politi-
schen und wirtschaftlichen Outputs (vgl. 
Easton 1965). Wichtig ist hierbei aber, 
dass längerfristige Unzufriedenheit mit 
den Institutionen und mit den Outputs 
auch negative Rückwirkungen auf die 
Demokratiezufriedenheit haben können 
(vgl. McAllister 1999). Almond et al. (2008) 
konzipierten ein erweitertes Modell der 
politischen Unterstützung, das nicht nur 
das politische System zeigt, sondern 
auch dessen Funktionen und Prozesse 
mit berücksichtigt. Da die Umsetzung 
der Prinzipien der Repräsentativität 
und Responsivität prozessabhängig ist, 
eignet sich dieses Modell besonders 
gut, um die Forschungsfrage weiter zu 
erläutern. 

Politik und Gesellschaft stehen inner-
halb des Modells in einer ständigen 

kommunikativen Austauschbeziehung. 
Politische Forderungen, der „Input“ der 
Gesellschaft, werden innerhalb der „Pro-
zessfunktion“ artikuliert, von Interessen-
gruppen gebündelt und von der Politik 
in politische Entwürfe (z.B. Gesetze) 
überführt. Anschließend werden diese 
in der „Policyfunktion“ in geltendes Recht 
und Verwaltungsvorschriften umgesetzt. 
Die implementierten Gesetze und Rege-
lungen werden im Alltag der BürgerInnen 
als „politischer Output“ sichtbar.

Fühlen sich Gruppen von BürgerInnen 
nicht gehört oder ihre Anliegen nicht 
repräsentiert, kann sich dies zunächst 
auf die Policy-Outputs auswirken: Ver-
ordnungen und Gesetze spiegeln dann 
inhaltlich nicht die Anliegen der Gruppe 
wider und werden entsprechend kriti-
siert. Bei dauerhafteren Responsivitäts- 
oder Repräsentationsproblemen ist es 
wahrscheinlich, dass sich Kritik darüber 
hinausgehend als Unzufriedenheit oder 
Misstrauen mit „der Politik“ zeigen. Län-
gerfristig kann bei anhaltender Inkon-
gruenz zwischen den internalisierten 
politischen Regeln der repräsentativen 
Demokratie und ihrer Implementierung 
in politische Prozesse auch eine Enttäu-
schung über die Demokratie insgesamt 
entstehen. Vor diesem Hintergrund ist 
es wichtig zu überprüfen, wie stark die 
Unzufriedenheit mit der Demokratie 
in Deutschland tatsächlich von wahr-
genommenen Mängeln in der Respon-
sivität und Repräsentativität abhängt 
und welchen Einfluss Parteien darauf 
haben. Im Folgenden wird zunächst 
gezeigt, wie sich die Zufriedenheit mit 
der Demokratie in Deutschland in den 
letzten Jahrzehnten entwickelt hat. 

Zufriedenheit mit der Demokratie 
in Deutschland 1991-2018

Die Zufriedenheit mit der Demokratie 
wird im Allbus seit 1988 mit der folgen-
den Frage erfasst: „Wie zufrieden oder 
unzufrieden sind Sie – alles in allem – mit 
der Demokratie, so wie sie in Deutsch-
land besteht?“ Es wird hier nicht nach 
der Demokratie als politisches System 
gefragt, sondern nach dessen hiesiger 
Ausformung. In die Befragung von 2018 
wurde zusätzlich eine Frage nach der 
Zufriedenheit mit der „Demokratie als 
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Idee“ aufgenommen (vgl. Tabelle 1). 
Die allgemeine Befürwortung der 

Demokratie fällt im Gegensat z zur 
Zufriedenheit mit der Demokratie in 
Deutschland regelmäßig höher aus (vgl. 
Gabriel 2018). Auch die beiden Fragen im 
Allbus wurden 2018 sehr unterschiedlich 
beantwortet (Grafik 1). Es ist daher wahr-
scheinlich, dass die Befragten entspre-
chend auch die Unterschiede zwischen 
den Fragen verstanden haben.

Während in Westdeutschland über 
den gesamten Zeitraum im Mittel rund 
50 Prozent der Befragten sehr zufrie-
den oder zufrieden mit der Demokratie 
waren, waren dies in Ostdeutschland nur 
rund 20 bis 35 Prozent. In Ostdeutsch-
land überwog über alle Messungspunkte 
mit mehr als 50 Prozent der Befragten 
der Anteil derjenigen, die nur teilweise 
zufrieden waren. Der Vergleich mit der 
Bewertung der Demokratie als Idee (für 
das Jahr 2018) macht für beide Landes-
teile deutlich, dass diese von weitaus 
größeren Anteilen der Befragten befür-
wortet wurde (mit über 90 Prozent im 
Westen, über 85 Prozent im Osten). Die-
ser Befund ist positiv für die Systemper-
sistenz zu werten. Die starke Diskrepanz 
zur Zufriedenheit mit der Demokratie, so 
wie sie in Deutschland implementiert ist, 
zeigt also für 2018, dass die Befragten 
diese kritischer sehen, vor allem in Ost-
deutschland.

Im Zeitverlauf zeigt sich für beide Lan-
desteile, dass der Anteil der Zufriedenen 
1991 auf einem Hoch war, sich zum Jahr 
1992 aber jeweils deutlich verringerte. 
Bis auf eine Schwankung zwischen 1998 
und 2002 stieg der Anteil der Zufriede-
nen ab 2002 etwas und ab 2008 dann 
wieder deutlicher an. Dieser Befund 
eines relativ parallelen Verlaufs in Ost 
und West, wenn auch auf unterschiedli-
chem Niveau, deckt sich mit dem frühe-
rer Analysen (vgl. Tausendpfund 2018).

Erklärungen für die Demokratie-
zufriedenheit in Deutschland

Mit der nachfolgenden Analyse soll die 
Frage beantwortet werden, ob sich die 
Überzeugung über Repräsentativität 
und die Überzeugung über einen Mangel 
an Responsivität auf die Zufriedenheit 
mit der Demokratie auswirken. Es wird 

erwartet, dass je mehr die Menschen von 
Repräsentativität überzeugt sind, desto 
zufriedener sie mit der Demokratie in 
Deutschland sind und je stärker ein 
Responsivitätsmangel gesehen wird, 
desto unzufriedener. Zweitens soll 
getestet werden, ob sich die Präferenz 
für die Partei Die Linke oder für die AfD 
negativ auf die Demokratiezufriedenheit 
auswirken. Die Gründe für diese Hypoth-
esen unterscheiden sich zwischen den 
Parteien. Beide Parteien setzen sich in 
ihren Parteiprogrammen für „direkte 
Demokratie“ ein, weil sie die Repräsen-
tativität bemängeln. Das Besondere für 
die AfD ist jedoch, dass sie ihre Forderun-
gen mit der Behauptung verknüpft, „der 
Volkswille“ würde durch die anderen 
Parteien nicht beachtet. Dabei kommt 
es der AfD als populistischer Partei nicht 

darauf an, „möglichst viele Interessen in 
den Entscheidungsprozess zu integrie-
ren, sondern darauf, dass sie den Volks- 
bzw. Mehrheitswillen ohne vorherige 
Verhandlungen in demokratischen 
Institutionen unverfälscht verwirklicht 
sehen“ will (Lewandowsky et al. 2016, 
S. 250-251, vgl. Taggart 2004, S. 273). 
Die Behauptung der Partei, der (ver-
meintliche) Volkswille würde kein 
Gehör bei den anderen Parteien finden, 
steht für eine fehlende Akzeptanz des 
demokratischen Pluralismus. Auf Basis 
der vorstehenden Überlegungen wird 
daher zusätzlich getestet, ob sich die 
Präferenz für die Parteien Die Linke und 
die AfD unterschiedlich auf die Verknüp-
fung von wahrgenommenem Responsiv-
itätsmangel und Repräsentativität mit 
der Demokratiezufriedenheit auswirken. 

Tabelle 1	 Fragevariationen zur Demokratiebefürwortung und -zufriedenheit 

Fragevariationen Erhebungsjahre

Allgemeiner: Befürwortung 
der Demokratie als Idee

„Bitte sagen Sie mir anhand der Liste, wie sehr 
Sie grundsätzlich für oder grundsätzlich gegen 
die IDEE DER DEMOKRATIE sind.“
Antworten 6 stufig: sehr dafür – sehr dagegen

2018

Spezifischer: Zufriedenheit 
mit der Demokratie in 
Deutschland

„Wie zufrieden oder unzufrieden sind Sie - alles 
in allem - mit der Demokratie, so wie sie in 
Deutschland besteht?“
Antworten 6 stufig von sehr zufrieden – sehr 
unzufrieden

1991, 1992, 
1998, 2000, 
2002, 2008, 
2014, 2018

Grafik 1	 Vergleich zwischen West- und Ostdeutschland: Zufriedenheit mit der 
Demokratie 1991-2018 und „Befürworter der Demokratie als Idee“ 2018.
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Datenbasis: Für die Grafik habe ich zwei Datensätze des Allbus zusammengespielt, zum einen GESIS - 
Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften (2018): ALLBUS 1980-2016 - Allgemeine Bevölkerungsumfrage 
der Sozialwissenschaften. GESIS Datenarchiv, Köln. ZA4586 Datenfile Version 1.0.0, doi: 10.4232/1.13029, 
zum anderen  GESIS - Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften (2019): Allgemeine Bevölkerungsumfrage 
der Sozialwissenschaften ALLBUS 2018. GESIS Datenarchiv, Köln. ZA5270 Datenfile Version 2.0.0, doi: 
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Es wird erwartet, dass sich insbesondere 
die Wahrnehmung eines Responsivitäts-
mangels bei AfD-Anhängern verstärkt 
negativ auf die Demokratiezufriedenheit 
auswirkt, während für Repräsentativ-
ität die Wirkung für Anhänger beider 
Parteien ähnlich sein sollte. 

Dem theoretischen Modell des poli-
tischen Systems und seiner Funktionen 
(Almond et al. 2008) folgend, beeinflus-
sen neben den bereits diskutierten Prin-
zipien auch noch weitere individuelle 
Einstellungen und Charakteristika die 
Bewertung der Demokratie. Zum einen 
ist dies die Überzeugung von der eigenen 
politischen Kompetenz, da diese erst die 
sinnvolle Partizipation ermöglicht. Das 
Gefühl der Kompetenz könnte demnach 
die Zufriedenheit mit der Demokratie 
in ihrer jetzigen Form erhöhen. Ande-
rerseits könnte mehr Kompetenz auch 
kritischer machen, wenn der Person 
dadurch vorhandene Mängel stärker 
auffallen. 

Zu den sich eher kurzfristig verändern-
den Einstellungen gehören Bewertungen 
der politischen und wirtschaftlichen Per-
formanz des Systems. Auch diese können 
längerfristig die Zufriedenheit mit der 
Demokratie beeinflussen (vgl. Almond 
und Verba 1963; McAllister 1999). Zum 
Thema Wirtschaftsbewertung liegen 
im Allbus Fragen zur Einschätzung der 
eigenen wirtschaftlichen Lage und zur 
wirtschaftlichen Lage des Landes vor. 
Zweitens gibt es eine Zustimmungsab-
frage zu der Überzeugung, dass man „in 
der BRD gut leben“ könne. Diese Frage 
bezieht sich eher auf die allgemeine 
politische, wirtschaftliche und soziale 
Lage. Es wird erwartet, dass positivere 
Einschätzungen jeweils die Zufrieden-
heit mit der Demokratie in Deutschland 
verstärken. Ebenso sollte eine mate-
rialistischere Wertvorstellung zu mehr 
Zufriedenheit mit der Demokratie in 
ihrer jetzigen Form führen als postma-
terialistischere Wertvorstellungen, die 
mehr die individuellen Freiheitsrechte 
betonen2. Gerade der Wertewandel 
zum Postmaterialismus (vgl. Inglehart 
1977; Abramson 2014) führt zu einer 
zunehmenden Anzahl „unzufriedener 
Demokraten“ (vgl. Klingemann 2014). 

Aufgrund der immer noch vorhande-
nen unterschiedlichen Lebensverhält-

nisse in Ost- und Westdeutschland, vor 
allem bezüglich der Einkommens- und 
Eigentumsverhältnisse und der Arbeits-
losenraten, ist es möglich, dass die vor-
genannten Outputbewertungen einen 
Teil der Ost-West-Unterschiede in der 
Demokratiezufriedenheit bereits erklä-
ren. In einer ähnlichen Weise sollte sich 
auch Arbeitslosigkeit, vor allem, wenn 
sie von längerer Dauer ist und als Teil 
eines Politikversagens gedeutet wird, 
negativ auf die Demokratiezufriedenheit 
auswirken. Die Wirkungsrichtung von 
Schulbildung und Alter der Befragten 
ist unklar und es gibt Argumente für 
positive und negative Tendenzen. Einer-
seits sollte eine bessere Bildung und 
mehr politische Erfahrung aufgrund des 
Alters den kritischen Blick fördern, was 
eher unzufriedener macht, andererseits 
aber können Bildung und Alter auch die 
Selbstsicherheit stärken, was zu mehr 
Zufriedenheit führen sollte. 

Mangel an Repräsentativität und 
Responsivität als Gründe für 
Unzufriedenheit

Um die Zusammenhänge zwischen 
Repräsentativitäts- und Responsivitäts-

bewertung sowie Parteienpräferenz auf 
die Zufriedenheit mit der Demokratie 
zu beurteilen, wurden eine Reihe von 
Regressionsanalysen berechnet3. Im 
Modell 1 wurden zunächst die ver-
muteten Zusammenhänge zwischen 
Repräsentativitätszufriedenheit und 
wahrgenommenem Responsivitäts-
mangel auf die Demokratiezufriedenheit 
für alle drei Jahre getestet4 (s. Grafik 2). 
Beide Prinzipien erweisen sich inner-
halb des Modells als wichtig für die 
Demokratiezufriedenheit: Je mehr die 
Befragten dem Satz zustimmten, dass 
Politiker das Volk repräsentieren, desto 
zufriedener waren sie mit der Demokra-
tie, wie sie in Deutschland besteht. Die 
Wahrnehmung eines Responsivitäts-
mangels, dass Politiker sich nicht um 
die Gedanken von Personen wie des/
der Befragten kümmerten, wirkte sich 
dagegen, wie erwartet, negativ auf die 
Zufriedenheit mit der Demokratie in 
Deutschland aus. Ebenfalls wichtig für 
die Demokratiezufriedenheit waren die 
Einstellungen „gut zu leben“ in der BRD 
sowie die positive Wahrnehmung der 
eigenen Wirtschaftslage und der des 
Landes. Gleiches gilt für die Zuordnung 
im (Post-) Materialismusindex. Je mehr 

Grafik 2	 Zufriedenheit mit der Demokratie in Deutschland  
(Koeffizienten d. Regressionsanalyse Modell 1)

Gut leben in BRD

Politik zu komplex

Repräsentativität

Responsivitätsmangel

Postmaterialisten - Materialisten

Wirtscha�slage BRD heute

eigene Wirtscha�slage

Bildung bis m. Reife (Ref.: bis Hauptschule)

Bildung bis FH/Uni (Ref.: bis Hauptschule)

derzeit arbeitslos

langzeitarbeitslos

Alter Befragte(r)
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2018 (Ref. 1998)
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Datenbasis: Für die Grafik habe ich zwei Datensätze des Allbus zusammengespielt, zum einen GESIS - 
Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften (2018): ALLBUS 1980-2016 - Allgemeine Bevölkerungsumfrage 
der Sozialwissenschaften. GESIS Datenarchiv, Köln. ZA4586 Datenfile Version 1.0.0, doi: 10.4232/1.13029, 
zum anderen  GESIS - Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften (2019): Allgemeine Bevölkerungsumfrage 
der Sozialwissenschaften ALLBUS 2018. GESIS Datenarchiv, Köln. ZA5270 Datenfile Version 2.0.0, doi: 
10.4232/1.13250.
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materialistische Werte jemand vertrat, 
desto zufriedener war er oder sie mit der 
Demokratie in Deutschland. Dies bestä-
tigt Ergebnisse einer früheren Studie, in 
der auch Postmaterialisten eher zu den 
kritischen BürgerInnen gehörten (vgl. 
Dalton und Welzel 2014).

Nicht signifikant und damit in dieser 
Analyse irrelevant für die Demokratiezu-
friedenheit waren dagegen die Bildung 
der/des Befragten und die Bewertung 
der Politik als zu komplex. Ebenfalls 
nicht signif ikant waren das Alter, 
sowie die Frage, ob jemand zusätzlich 
Langzeitarbeitslose(r) war. Derzeitige 
Arbeitslose (ohne Langzeitarbeitslose) 
waren aber weniger zufrieden mit der 
Demokratie. Die wirtschaftlichen Bewer-
tungen bekommen damit eine relativ 
starke Gewichtung. Ebenfalls signifikant 
unzufriedener mit der Demokratie waren 
die Menschen in Ostdeutschland. 

In Modell 2 wurde getestet, wie sich 
die Parteipräferenz für die Partei die 
Linke und die AfD auf die Demokratie-
zufriedenheit auswirkt und in Modell 3 
zusätzlich, ob diese Präferenzen die Wir-
kung von  wahrgenommenem Repräsen-
tationsgefühl und Responsivitätsmangel 
auf die Demokratiezufriedenheit (als 
Moderationseffekte) weiter verstärken 
(s. Grafik 3). Da die Daten die Präferenz 
für die AfD erst ab 2018 abbilden, konn-
ten für die Analysemodelle 2 und 3 nur 
diese verwendet werden. Aufgrund der 
vorgefundenen Ost-West-Unterschiede 
wurden außerdem die Effekte getrennt 
für beide Landesteile berechnet. Um die 
Effekte in Ost und West besser miteinan-
der vergleichen zu können zeigt Grafik 3 
links die Effekte von Modell 1 (schwarz) 
und 2 (blau) für Westdeutschland und 
rechts die Effekte für beide Modelle für 
Ostdeutschland. Dargestellt sind nur die 
Effekte, die in mindestens einem der bei-
den Modelle signifikant geworden sind, 
sowie die für Modell 3 wichtigen Interak-
tionseffekte.5 Auffällig ist zunächst, dass 
sich bis auf wenige Ausnahmen in beiden 
Analysemodellen die meisten geteste-
ten Einstellungen und Eigenschaften in 
West- und Ostdeutschland in ähnlichem 
Maße positiv oder negativ auf die Demo-
kratiebewertung auswirkten. 

Die Wirkungsrichtung der Wahrneh-
mung von Repräsentativität, Responsi-

vitätsmangel und der Zustimmung zu 
der Aussage, dass man in der BRD gut 
leben könne, zeigten sich in den Model-
len 2 und 3 konstant mit dem vorherigen 
Modell über die drei Zeitpunkte, jedoch 
weniger stark. Auch die Bewertungen 
der eigenen Wirtschaftslage und die der 
BRD wirkten sich wie im Modell vorher 
signifikant positiv, aber weniger stark 
auf die Demokratiezufriedenheit aus. 
Zu Modell 2 neu hinzugenommen wur-
den die Parteipräferenzen für die Partei 
die Linke und die AfD sowie in Modell 3 
zusätzlich noch die Interaktionseffekte. 
Für die Hinzunahme der Parteipräferen-
zen (Modell 2, schwarze Punkte) zeigte es 
sich zunächst, dass sowohl in West- als 
auch in Ostdeutschland die Bevorzu-
gung der AfD in einem negativen Zusam-
menhang zur Demokratiezufriedenheit 
steht. In Westdeutschland zeigte sich 
auch ein schwach negativer, schwach 
signifikanter Effekt für die Präferenz für 
Die Linke, in Ostdeutschland stand die 
Bevorzugung der Linken dagegen in 
keinem signifikanten Zusammenhang 
zur Demokratiezufriedenheit. In Modell 
3 (blaue Punkte), also unter Hinzunahme 
der Interaktionseffekte, zeigte sogar 
keine der Parteipräferenzen mehr sig-
nifikante Effekte auf die Demokratie-
zufriedenheit. Deutlich wird aber auch 
hier ein Unterschied zwischen West- und 
Ostdeutschland: Nur für Westdeutsch-

land zeigten zwei der Interaktionsef-
fekte eine signifikante Wirkung auf die 
Demokratiezufriedenheit. Für Personen, 
die die Partei die Linke bevorzugten, 
wirkte sich die positive Bewertung der 
Repräsentativität stärker positiv auf die 
Demokratiezufriedenheit aus als für Per-
sonen mit anderen Parteipräferenzen. 
Für Personen, die die AfD präferierten, 
wirkte sich dagegen der wahrgenom-
mene Responsivitätsmangel stärker 
negativ auf die Demokratiezufrieden-
heit aus als für andere. Diese Befunde 
bestätigen die Hypothesen, dass AfD 
und Linke die Unzufriedenheit mit der 
Demokratie über die Bemängelung von 
Repräsentativität bzw. Responsivität 
verstärken, also nur zum Teil. Die Präfe-
renz jeweils einer der Parteien bewirkte 
die Effektverstärkung nur für eines der 
beiden Prinzipienbewertungen auf die 
Demokratiezufriedenheit, und das auch 
nur in Westdeutschland. 

Diskussion der Ergebnisse

Responsivität und Repräsentativität sind 
nicht nur  in der Theorie wichtige Prinzi-
pien für die Funktion von Demokratien, 
sondern auch tatsächlich relevant für 
die Zufriedenheit mit der Demokratie 
in Deutschland. Fühlen sich Befragte 
nicht von der Politik gehört oder den-
ken sie, dass PolitikerInnen nicht die 

Grafik 3	 Zufriedenheit mit der Demokratie in Deutschland 2018  
(Koeffizienten d. Regressionsanalyse, Modelle 2 und 3)
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Datenbasis: GESIS - Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften (2019): Allgemeine Bevölkerungsumfrage 
der Sozialwissenschaften ALLBUS 2018. GESIS Datenarchiv, Köln. ZA5270 Datenfile Version 2.0.0, doi: 
10.4232/1.13250.
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Bevölkerung repräsentieren, sind sie 
unzufriedener mit der Demokratie, so, 
wie sie in Deutschland besteht. Diese 
Befunde zeigten sich stabil in allen drei 
Analysemodellen und sowohl für West- 
als auch für Ostdeutschland. Der Befund, 
dass die meisten Menschen westlicher 
Demokratien zwar die Demokratie als 
Regimeform unterstützen, deren Ausge-
staltung jedoch häufig kritisch gegen-
überstehen (vgl. Norris 1999), wurde 
hier bestätigt. Die Zustimmung zur 
Demokratie „als Idee“ war in Deutsch-
land 2018 im Allgemeinen sehr hoch, die 
Zufriedenheit mit ihrer Implementierung 
jedoch bedeutend geringer, vor allem in 
Ostdeutschland.

Trotzdem der Anteil derjenigen, die 
mit der Demokratie zufrieden oder sehr 
zufrieden waren, in Ostdeutschland seit 
2008 wieder stieg und 2018 sogar höher 
ausfiel als 1991, bestanden auch noch 
30 Jahre nach der Wiedervereinigung 
starke Unterschiede in der Zufrieden-
heit mit der Demokratie zwischen 
West- und Ostdeutschland. So war der 
Anteil zufriedener und sehr zufriedener 
BürgerInnen in Ostdeutschland auch 
2018 etwa noch 25 Prozentpunkte gerin-
ger als in Westdeutschland. Neben der 
wahrgenommenen Responsivität und 
Repräsentativität von PolitikerInnen 
wurde in zwei Analysemodellen getestet, 
ob die Parteien die Linke und die AfD im 
Zusammenhang zur Unzufriedenheit mit 
der Demokratie in Deutschland stehen. 
Beide Parteien setzen sich für direkte 
Formen der Demokratie ein. Bei der 
AfD wird außerdem die politische Elite 
der anderen Parteien stark kritisiert und 
behauptet, sie würden nicht „das Volk“ 
repräsentieren. Daher wurde hier unter-
sucht, ob sich dies auf die Zufriedenheit 
mit der Demokratie, wie sie in Deutsch-
land besteht, auswirkt. Natürlich kann 
hier nicht ausgeschlossen werden, dass 
die Wirkung auch in der entgegenge-
setzten Richtung verläuft, dass nämlich 
Personen, die die Repräsentativität und 
Responsivität der anderen Politiker 
kritisieren, eher die AfD oder die Linke 
favorisieren und die jeweiligen Parteien 
diese Neigungen in ihren Programmen 
und ihren Statements widerspiegeln. 
Im Analysemodell für das Jahr 2018 
erschienen Die-Linke- und vor allem 

AfD-AnhängerInnen zunächst signifikant 
unzufriedener mit der Demokratie in 
Deutschland. Die letzte Analyse zeigte 
jedoch, dass dies nicht der Fall ist. Hier 
zeigte sich eine große Bandbreite in der 
Demokratiezufriedenheit von AfD- und 
Linken-AnhängerInnen. Stattdessen 
wurde in Modell 3 deutlich, dass sich für 
Die-Linke-AnhängerInnen der Effekt der 
wahrgenommenen Repräsentativität auf 
die Demokratiezufriedenheit verstärkt 
und für AfD-AnhängerInnen der Effekt 
des wahrgenommenen Responsivitäts-
mangels. Beide Effekte waren jedoch nur 
für Westdeutschland zu finden. 

Der Interaktionseffekt mit Responsivi-
tät könnte bedeuten, dass die AfD nicht 
nur Personen anspricht, die sowieso 
schon mit der Demokratie unzufrie-
dener sind, sondern dass - zumindest 
für Westdeutschland - Personen, die 
einen Responsivitätsmangel sehen, die 
AfD-Anhängerschaft zu mehr Unzufrie-
denheit mit der Demokratie führt, als 
für AnhängerInnen anderer Parteien. 
Warum das so ist, kann hier nicht mit 
Bestimmtheit gesagt werden, aber es 
könnte sein, dass die negative Stimmung 
der AfD gegenüber der politischen Elite 
eine Wirkung darauf hat, dass für ihre 
Anhänger das Thema Responsivität von 
stärkerem Interesse ist. Umgekehrt zeigt 
der Interaktionseffekt mit Repräsentati-
vität und der Favorisierung der Partei Die 
Linke in Westdeutschland, dass für diese 
das Thema Repräsentativität relevanter 
für die Demokratiezufriedenheit ist als 
für andere. Die Erforschung der Gründe 
geht auch hier über das Thema des 
Papiers hinaus6. Die Insignifikanz beider 
Effekte in Ostdeutschland könnte auch 
damit erklärt werden, dass, wie gezeigt 
wurde, die Unzufriedenheit mit der 
Demokratie hier im Allgemeinen weiter 
verbreitet ist als im Westen. Damit sind 
auch AnhängerInnen anderer Parteien 
im Mittel unzufriedener mit der Demo-
kratie. Die Unzufriedenheit mit der Art 
der Demokratie oder mit den Prozessen 
kann mittel- und langfristig zu einem 
stärkeren Problem werden, weil bei 
Menschen, die einerseits starke demo-
kratische Werteüberzeugungen haben, 
aber andererseits nicht von der Qualität 
ihrer Demokratie überzeugt sind, das 
politische Vertrauen sinkt (Mauk 2019), 

also das Vertrauen der Menschen in das 
politische System, seine Institutionen 
und Akteure.

Implikationen

Betrachtet man die Unterschiede im 
Zeitverlauf, ist ersichtlich, dass Men-
schen in Ost- und Westdeutschland 
ähnlich reagieren, wenn sich auch die 
Unterschiede in der Grundzufriedenheit 
bis 2018 nicht wesentlich angenähert 
haben. Vielleicht braucht es weitere 
Generationen, bis sich die Wahrnehmun-
gen zwischen Ost- und West weiter annä-
hern. Solange die Demokratie als Idee 
weiterhin stark unterstützt wird, gibt es 
hier keine Krise. Die Unzufriedenheit mit 
den demokratischen Prozessen sollte 
jedoch konstruktiv aufgegriffen wer-
den, um Verbesserungen in politischer 
Transparenz und in der politischen Par-
tizipation der Bevölkerung zu erreichen. 
Da die Kritik an der Umsetzung der Prin-
zipien, den Menschen politisch Gehör 
zu verschaffen und sie angemessen zu 
vertreten, sich nicht nur vereinzelt zeigte 
und auch zum Teil ihre Berechtigungen 
haben kann, sollten auch die gemä-
ßigten Parteien das Thema verstärkt 
aufgreifen. 

Die Einführung von direktdemokra-
tischen Verfahren wie Volksabstim-
mungen auch auf Bundesebene, kann 
vielleicht die Situation verbessern, weil 
Politik so erlebbarer und transparenter 
werden kann. Dass dies kein Allheilmittel 
sein kann und auch bei Volksabstim-
mungen die Mehrheitsentscheidung 
davon abhängt, wie gut Personen mit 
(r ichtigen) Informationen versorg t 
sind, zeigen Beispiele wie der Brexit 
in Großbritannien. Bei der Einführung 
solcher Verfahren muss daher zwin-
gend bedacht werden, wie gut diese für 
komplexe politische Fragen überhaupt 
geeignet sein können. Wenn das Thema 
jedoch nur populistischen Parteien wie 
der AfD überlassen wird, ist dies insofern 
schlecht, als sie es in den Zusammen-
hang einer (über)generalisierten Eliten-
kritik nutzen und damit letzten Endes 
der Demokratie schaden. 
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1	 Während im Wahlkampf zur Bundestags-
wahl fast alle Parteien außer der CDU und 
der FDP die Aufnahme von Volksbegehren 
auf Bundesebene forderten, sind die Vor-
stellungen der AfD damit am weitestgehen-
den, gefolgt von der Partei Die Linke und 
den Grünen (vgl. https://www.tagesschau.
de/inland/btw17/programmvergleich/
programmvergleich-demokratie-101.html. 
Retrieved on March 3, 2020).

2	 Die Bildung des Inglehart-Index zur Mes-
sung „materialistischer“ und „postmateria-
listischer“ Orientierungen orientiert sich im 
Allbus an Inglehart (1971). Dazu wurde die 
Zustimmung zu vier unterschiedlichen Aus-
sagen der Befragten über ihre politischen 
Prioritäten genutzt (Originalvariablen 
va01, va02, va03 und va04. Befragte, die 
die beiden Aussagen „ Aufrechterhaltung 
von Ruhe und Ordnung in diesem Lande“ 
(va01) und „Kampf gegen steigende Preise“ 
(va03) auf die ersten beiden Rangplätze in 
der Wichtigkeitseinstufung setzen, wurden 
als „Materialisten“ bewertet. Diejenigen, 
für die dagegen „Mehr Einfluss der Bürger 
auf die Entscheidungen der Regierung“ 
(va02) und „Schutz des Rechtes auf freie 
Meinungsäußerung“ (va04) oberste Prio-
rität hatten, wurden als Postmaterialisten 
eingestuft. Alle anderen Kombinationen 
wurden als Mischtypen kategorisiert. Je 
nachdem, ob ein materialistisches oder ein 
postmaterialistisches Item an erster Stelle 
genannt wurde, wurden diese als „mate-
rialistische“ oder „ postmaterialistische“ 
Mischtypen bewertet (vgl. Baumann & 
Schulz 2018). Die Skala der Inglehart-Index 
Variablen geht von 1 „Postmaterialisten“ 
bis 4 „Materlialisten“.

3	 Die Analysen sind Lineare Pooled Cross-
Section Modelle. Aufgrund der einge-
schränkten Verfügbarkeit der wichtigsten 
Variablen gingen in das Analysemodell 1 
nur die Messungen von 1998, 2008 und 
2018 ein. Da keine spezifischen Zeiteffekte 
hypothetisiert wurden, wurde ein „Fixed-
Effekt-Modell“ berechnet. Die Analysen 
von Modell 2 und 3 wurden nur für 2018 
berechnet. 

4	 Berechnet wurde hier das Pooled Cross-
Section Modell mit Jahres-Dummies für 
1998, 2008 und 2018, wobei 1998 die Refe-
renzkategorie bildet. Für alle Koeffizienten-
Grafiken wurde das Stata Modul coefplot 
von Ben Jann (2014) genutzt

5	 Die vollständigen Modelle finden sich 
tabellarisch in Anhang 1.

6	 Ein möglicher Grund für die stärkere Rele-
vanz des Themas für die Demokratiezufrie-
denheit von AnhängerInnen der Linken in 
Westdeutschland könnte ihre tatsächlich 
geringere Repräsentanz in den Regie-
rungen der westdeutschen Länder sein.  
Leider kann hier nur gemutmaßt werden 
und das Thema wäre sicherlich für weitere 
Forschungsarbeiten interessant.

https://www.tagesschau.de/inland/btw17/programmvergleich/programmvergleich-demokratie-101.html
https://www.tagesschau.de/inland/btw17/programmvergleich/programmvergleich-demokratie-101.html
https://www.tagesschau.de/inland/btw17/programmvergleich/programmvergleich-demokratie-101.html
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Anhang 1	 Zufriedenheit mit der Demokratie, so, wie sie in Deutschland besteht. Regressionsmodelle 
(Standardabweichung in Klammern)

M1 gesamt
1998/2008/2018

M2 West
2018

M2Ost
2018

M3 West
2018

M3 Ost
2018

Gut leben in BRD  0,44*** 
(0,02)

0,27***
(0,04)

0,31*** 
(0,05)

 0,27***
(0,04)

 0,31***
(0,05)

polit. Kompetenz  0,01    
(0,01)

 0,03    
(0,02)

 0,04   
(0,04)

 0,03   
(0,02)

 0,04  
(0,04)

Repräsentativität  0,29*** 
(0,02)

 0,36***
(0,03)

 0,42***
(0,05)

 0,36***
(0,03)

 0,41***
(0,05)

Responsivität -0,16*** 
(0,01)

-0,16***
(0,03)

-0,17***
(0,04)

-0,15***
(0,03)

-0,19***
(0,04)

Materialismus - Postmaterialismus  0,05***
(0,01)

 0,02**
(0,02)

 0,08
(0,03)

 0,02
(0,02)

 0,08*  
(0,03)

Wirtschaftslage BRD  0,20***
(0,02)

 0,21***
(0,03)

 0,24***
(0,05)

 0,21***
(0,03)

 0,21***
(0,05)

Eigene Wirtschaftslage  0,16***
(0,02)

 0,16***
(0,03)

 0,18***
(0,05)

 0,16***
(0,03)

 0,19***
(0,05)

Präferenz Die Linke --- -0,26***
(0.12)

-0,10 
(0,09)

-1,28
(0,88)

-0,74
(0,53)

Präferenz AfD --- -0,85***
(0,14)

-0,38**
(0,14)

 0,47   
(0,80)

-0,80   
(1,15)

Repräsentativität x Präf. Linke --- --- ---  0,39*
(0,18)

 0,15   
(0,13)

Repräsentativität x Präf. AfD -0,06
(0,18)

 0,08
(0,24)

Responsivität x Präf. Linke  0,03
(0,18)

 0,10
(0,12)

Responsivität x Präf. AfD -0,35*
(0,18)

 0,08
(0,24)

Bildungsabschluss (Referenz: mittlere Reife)
Hauptschule -0,04   

(0,03)
-0,04   
(0,05)

 0,06   
(0,09)

-0,05   
(0,05)

 0,06
(0,09)   

Fachhochschule/Uni  0,03
(0,03)

 0,06   
(0,05)

 0,03   
(0,07)

 0,05   
(0,05)

 0,10
(0,07)   

Selbst arbeitslos (Referenz: nein)
Momentan: ja -0,15** 

(0,05)
-0,07   
(0,14)

 0,17
(0,20)

0,05   
(0,14)

-0,17
(0,20)  

innerhalb der letzten 10 Jahre -0,09   
(0,05)

-0,32**  
(0,11)

-0,20
(0,14)

-0,31**
(0,11)   

-0,20
(0,14)   

Alter  0.00**
(0,00)

 0.01***
(0,00)

-0.00
(0,00)

0,01***
(0,00)

-0,01
(0,00

Ostdeutschland -0,47***
(0,02)

--- --- --- ---

Jahr (Referenz 1998)
2008

0,10***
(0,03)

--- --- --- ---

Jahr (Referenz 1998)
2018

-0,08** 
(0,03) 

--- --- --- ---

Konstante 1,57***
(0,11)

1,42***
(0,24)

0,82**
(0,31)

1,44*** 
(0,24)

0,88** 
(0,31)

N  9.161 2.214 1.017 2.214 1.017

Dargestellt sind für M1 die Ergebnisse der linearen Regressionen der gewichteten Pooled-Cross-Section Daten des Allbus 1998, 2008 
und 2018 mit fixierten Jahreseffekten; für M2 und M3 jeweils die lineare Regressionen für das Jahr 2018. 
Signifikanzniveaus werden mit * dargestellt, wobei *=p<0.05; **=p<0.005; ***=p<0.001.

Datenbasis: Für Modell 1 wurden die Daten der beiden folgenden Datenpublikationen des Allbus genutzt; für Modell 2 und 3 nur die zweite der beiden zitierten. 
GESIS - Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften (2018): ALLBUS 1980-2016 - Allgemeine Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften. GESIS Datenarchiv, 
Köln. ZA4586 Datenfile Version 1.0.0, doi: 10.4232/1.13029, zum anderen  GESIS - Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften (2019): Allgemeine Bevölkerungs-
umfrage der Sozialwissenschaften ALLBUS 2018. GESIS Datenarchiv, Köln. ZA5270 Datenfile Version 2.0.0, doi: 10.4232/1.13250.
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Solidarität mit überschuldeten  
EU-Mitgliedstaaten und Geflüchteten
Ein Vergleich von Einstellungen in West- und Ostdeutschland 

Anne-Marie Parth, Jale Tosun & Julia Weiß
Institut für Politische Wissenschaft, Universität Heidelberg

Solidarität im vereinten 
Deutschland

Vor nunmehr dreißig Jahren mündete 
der durch die friedliche Revolution in der 
Deutschen Demokratischen Republik 
angestoßene Prozess in der Wiederher-
stellung der Einheit Deutschlands. Damit 
fand ein grundlegender Wandlungs-
prozess statt, welcher in beiden Teilen 
Deutschlands große Kraftanstrengungen 
erforderte. Auch wenn die deutsche Wie-
dervereinigung von zahlreichen Erfolgen 
gekrönt ist, welche sich nicht zuletzt 
darin widerspiegeln, dass das Land seit 
2005 eine Ostdeutsche zur Bundeskanz-
lerin hat, wurden jüngst Stimmen laut, 
die auf anhaltende Trennlinien zwischen 
Ost- und Westdeutschland verwiesen. 

Diese Trennlinien wurden vor allem im 
Zuge des massiven Zuzugs von Geflüch-
teten im Jahr 2015 und den daraus 
resultierenden Veränderungen im Wahl-
verhalten der Bürgerinnen und Bürger in 
Ost- und Westdeutschland offenkundig. 
Die Alternative für Deutschland (AfD), die 
sich in ihren Antworten auf diese sog. 
„Migrationskrise“1 kategorisch von den 
anderen parlamentarischen Parteien 
unterscheidet, erfuhr bei den Landtags-
wahlen 2019 und 2020 in Brandenburg, 
Sachsen und Thüringen deutlich mehr 
Unterstützung als in den westdeutschen 
Bundesländern, weshalb die Frankfur-
ter Allgemeine Zeitung (31.08.2019) 
die Wahlergebnisse als Ausdruck einer 
„geteilten Republik“ wertete. Die Wahl-
erfolge der AfD in Ostdeutschland legen 
somit nahe, dass das Thema Einwande-
rung die Republik teilt (siehe Reinl, Eder 
& Katsanidou, diese Ausgabe). 

Die bisherige Forschung sucht die 
Ursachen der Spaltung hinsichtlich 

der Solidarität gegenüber Geflüchteten 
primär in Unterschieden hinsichtlich 
sozialer Normen, Einstellungen und dem 
sozioökonomischen Status zwischen 
Ost- und Westdeutschen (Brosig-Koch et 
al. 2011; Gerhards et al. 2018; Lengfeld et 
al. 2020). Sollten diese Faktoren zentral 
sein, hätten sich die Unterschiede zwi-
schen Ost- und Westdeutschen ähnlich 
wie in der Finanzkrise, bei der finanzielle 
Verlustängste im Mittelpunkt standen, 
zeigen müssen. Wie die vorliegende 
Untersuchung zeigt, trifft dies nicht zu. 
Vielmehr entscheidet das Vertrauen 
der Bürger Ost- und Westdeutschlands 
in die Bundesregierung, wie stark die 
Solidarität sbekundung gegenüber 
überschuldeten EU-Mitgliedstaaten 
und Geflüchteten zwischen Ost- und 
Westdeutschland variiert.

So erforderte die Zuwanderung 2015 
ein stärkeres nationales Krisenmanage-
ment (Boin et al. 2016) als die Finanzkrise, 
welche zunächst auf europäischer Ebene 
bearbeitet und anschließend bewältigt 
wurde. 

Unser Hauptaugenmerk gilt der Frage, 
welche Faktoren einen Einfluss darauf 
haben, ob sich Personen solidarisch 
mit Geflüchteten und überschuldeten 
EU-Mitgliedstaaten erklären, und ob 
sich diese Faktoren zwischen Ost- und 
Westdeutschland unterscheiden (vgl. 
Stecker & Debus 2019). Bei beiden Ereig-
nissen liegt der Ursprung der Krisen im 
(nicht-)europäischen Ausland, was sich 
möglicherweise auf die Art auswirkt, 
wie diese wahrgenommen werden, 
und wie sehr sich die Bevölkerung mit 
den Betroffenen solidarisiert. Während 
sich die bisherige Forschung primär 
auf eine der beiden Krisen fokussierte, 

untersucht dieser Beitrag, ob sich die 
allgemeine Solidaritätsbekundung zwi-
schen den beiden Krisen in Ost- und 
Westdeutschland unterscheidet, und ob 
Solidarität begünstigende Einstellungen 
in finanziellen und kulturellen Krisen 
dieselben sind.

Die Unterscheidung zwischen Ost- 
und Westdeutschland basiert auf dem 
Befund, dass mit dem regionalen Wohn-
ort wirtschaftliche, aber auch kulturelle 
Gegebenheiten einhergehen, die eine 
Einstellung hin zu mehr oder weniger 
Solidarität begünstigen können (siehe 
Brosig-Koch et al. 2011). Im alltäglichen 
gesellschaftlichen Miteinander wird 
das Solidaritätsempfinden durch den 
jeweiligen soziökonomischen Kontext 
beeinflusst. Eine aktuelle Umfrage des 
Pew Research Centers (2019) zeigte, 
dass Menschen in Ostdeutschland 
unzufriedener mit der Politik sind und 
die EU und Migration kritischer sehen 
als Menschen in Westdeutschland. Diese 
Einstellungen, die mit dem Wohnort der 
Befragten korrelieren, könnten auch die 
Solidarität in beiden Krisen maßgeblich 
beeinflussen. Dieser Beitrag postuliert, 
dass Menschen, die in Westdeutschland 
leben, unter sonst gleichen Bedingun-
gen solidarischer in der Finanz- und 
Migrationskrise sind, als Menschen, die 
in Ostdeutschland wohnhaft sind.

Zur empirischen Überprüfung der 
erwarteten Zusammenhänge werden 
Daten aus dem GESIS Panel aus den 
Jahren 2013 und 2017 herangezogen. In 
einem ersten Schritt vergleichen wir die 
potentiellen Erklärungen für Solidarität 
in der Finanz- und Migrationskrise, 
woraufhin wir in einem zweiten Schritt 
die Ursachen für Solidarität zwischen 
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West- und Ostdeut schland in der 
Migrationskrise gegenüberstellen. 

Politisches und allgemeines 
Vertrauen als zentrale 
Erklärungsfaktoren für Solidarität

Ähnlich wie bei  v ielen anderen 
politikwissenschaftlichen Konzepten 
gibt es auch zu Solidarität keine ein-
heitliche Definition (Bauder & Juffs 2019). 
Definitionen von Solidarität umspannen 
Konzepte von „Wir-Gefühl“, über die 
Versorgung von Menschen in Not oder 
der allgemeinen Unterstützung des 
Wohlfahrtsstaates bis hin zu kollektivem 
politischem Aktivismus (Koos 2019). 
Dieser Beitrag folgt der Definition von 
Beckert et al. (2004, S.9), die Solidarität 
als die Bereitschaft verstehen, sich inner-
halb eines Sozialgefüges gegenseitige 
Unterstützung und Hilfe zu gewähren 
und Opfer für das Wohlergehen der 
Gruppenmitglieder zu erbringen. Diese 
Definition, die einen Fokus auf das 
institutionalisierte System gegenseiti-
ger Hilfe legt, ist besonders geeignet, 
das Handeln von Personen im gesell-
schaftlichen Kontext zu erklären, da sie 
abstrakte Unterstützungsleistungen in 
den Vordergrund rückt und nicht die 
wechselseitig erbrachten Unterstüt-
zungsleistungen betrachtet (Ciornei & 
Recchi 2017). 

Personen mit einem höheren institu-
tionellen Vertrauen fühlen sich weniger 
durch Krisen bedroht, da sie an die 
Fähigkeit des Parlaments und der Par-
teien glauben, die damit verbundenen 
Probleme zu lösen (Van Oorschot 2008). 
Wenn Staaten stabile Institutionen besit-
zen, denen die Bürgerinnen und Bürger 
vertrauen, sind diese auch eher bereit, 
solidarisch zu sein. Aus diesen Überle-
gungen folgt die erste Hypothese:

H1a: Je höher das Vertrauen in staatliche 
Institutionen ist, desto höher ist die 
individuelle Solidaritätsbereitschaft 
gegenüber überschuldeten Mitglieds-
staaten. 

H1b: Je höher das Vertrauen in staatliche 
Institutionen ist, desto höher ist die 
individuelle Solidaritätsbereitschaft 
gegenüber Geflüchteten. 

Ähnlich wie Katsanidou und Eder (2015) 

sollen hier die Effekte unterschieden wer-
den, die von verschiedenen staatlichen 
Institutionen ausgehen. Das Vertrauen in 
das Parlament und in politische Parteien 
entspricht dem allgemeinen institutio-
nellen Vertrauen in die repräsentative 
Demokratie, während das Vertrauen 
in die Regierung das Vertrauen in die 
von der Exekutive getroffenen und 
zu verantwortenden Entscheidungen 
misst. Da die Bundesregierung in Krisen 
eine prominente Rolle einnimmt, ist zu 
erwarten, dass das Vertrauen in diese 
die Solidarität unter den Bürgerinnen 
und Bürgern erhöht. Hierbei müssen 
aber die Unterschiede zwischen beiden 
hier untersuchten Krisen berücksichtigt 
werden. 

Während die Entscheidungen in der 
Finanzkrise primär auf EU-Ebene getrof-
fen wurden (Tosun et al. 2014), waren in 
der Migrationskrise Entscheidungen zum 
Asylverfahren und den Rahmenbedin-
gungen auf nationalstaatlicher Ebene 
angesiedelt. Somit sollte das Vertrauen 
in die Bundesregierung vor allem in der 
Migrationskrise einen Effekt auf Solidari-
tät gegenüber Geflüchteten haben: 

H1c: Je höher das Vertrauen in die Bun-
desregierung, desto höher ist die 
individuelle Solidaritätsbereitschaft 
gegenüber Geflüchteten. 

Wenn das durchschnittliche politische 
Vertrauen in bestimmten Regionen 
hoch ist, sind es andere Faktoren, die 
solidarische Einstellungen erklären, da 
die Bewältigung der Krisen dann weniger 
den politischen Entscheidungsträgern 
zugeschrieben wird. In diesem Zusam-
menhang argumentieren Kroknes et al. 
(2015), dass vor allem jene Regionen, 
deren ökonomische Performanz in der 
Finanzkrise geschwächt wurde, ein gerin-
ges politisches Vertrauen vorweisen. 
Dementsprechend sollte im ökonomisch 
schwächeren Ostdeutschland nicht nur 
ein geringeres politisches Vertrauen 
vorliegen, sondern es sollte auch die 
Solidaritätsbereitschaft entscheidend 
beeinflussen (Brosius et al. 2020). 

H1d: Wenn Befragte in Ostdeutschland 
leben, hat das Vertrauen in die Bun-
desregierung einen stärkeren Ein-
fluss auf die Solidaritätsbereitschaft 
gegenüber Geflüchteten. 

Weiterhin kann erwartet werden, dass 
die Solidarität in einer Krise jene in 
der darauffolgenden Krise beeinflusst. 
Dafür spricht, dass Einstellungen zu 
Solidarität häufig persistent sind und 
nicht anhand des betreffenden Gegen-
stands erneut evaluiert werden (Reiter 
2007). Wenn das politische Vertrauen 
in der Finanzkrise geschwächt wurde 
und zu geringer Solidarität führte, fun-
giert dies als Heuristik für neue Krisen, 
da vergangene Vertrauensverluste bei 
mangelndem Wissen über die Krise 
handlungsleitend werden und eine 
anhaltend niedrige Solidarität begrün-
den. So zeigten Brosius et al. (2020), dass 
vor allem niedriges politisches Vertrauen 
in nationale Entscheidungsträger auf 
supranationale Entscheidungsträger 
über tragen wird, und es damit zu 
einem „Spill-over“ kommt. Hier soll 
die Übertragung von geringer Solidari-
tätsbereitschaft von einer Krise auf die 
andere Krise für durchschnittlich geringe 
politische Vertrauenswerte getestet wer-
den. Allerdings sollte dieser Effekt nur 
für Ostdeutschland vorliegen, da die 
Hypothese das Vertrauen in die Bun-
desregierung in den Mittelpunkt rückt, 
und diese in Ostdeutschland schwächer 
ausgeprägt ist.

H1e: In Ostdeutschland moderiert das 
politische Vertrauen in die Bundesre-
gierung den Effekt der vorangegange-
nen Solidarität in der Finanzkrise auf 
die Solidarität in der Migrationskrise.

Zuletzt sollte das allgemeine Vertrauen 
einen positiven Effekt auf Solidarität in 
beiden Krisen haben (Halvorsen 2007). 
Dem folgend lauten die letzten Hypo-
thesen:

H2a: Je stärker das allgemeine Vertrauen 
ist, desto höher ist die individuelle 
Solidaritätsbereitschaft gegenüber 
überschuldeten EU-Mitgliedstaaten. 

H2b: Je stärker das allgemeine Vertrauen 
ist, desto höher ist die individuelle 
Solidaritätsbereitschaft gegenüber 
Geflüchteten. 

Überblick über die 
Kontrollvariablen

Die dominanten Erklärungsansätze für 
Solidarität können unterteilt werden in 
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sozioökonomische und demographi-
sche Merkmale sowie politische Einstel-
lungen, wie institutionelles Vertrauen 
und politische Ideologie (Koos & Seibel 
2019). Weiterhin wird argumentiert, dass 
sich Personen mit geringem Einkommen 
weniger solidarisch in Krisen zeigen, 
da sie stärker auf den Wohlfahrtstaat 
angewiesen sind und eine höhere 
Wahrscheinlichkeit für Verlustängste 
haben (Gerhards et al. 2019; Lengfeld 
et al. 2020). Dieses Argument basiert 
auf der Annahme, dass sich Personen 
innerhalb eines Sozialgefüges kategori-
sieren können, und dass die Einordnung 
in eine Eigengruppe zur Folge hat, dass 
man den Status der Eigengruppe, der 
in relativer Konkurrenz zu Außengrup-
pen (hier: Geflüchtete, überschuldete 
EU-Mitgliedsstaaten) steht, verbessern 
möchte. Die bisherige Forschung kommt 
jedoch zu dem Ergebnis, dass wirt-
schaftliche Faktoren keine Erklärungs-
kraft für Solidarität in der Finanzkrise 
haben (Bechtel et al. 2014; Gerhards 
et al. 2019). Da in Ostdeutschland eine 
ökonomische Deprivation im Vergleich 
zu Westdeutschland besteht, ist jedoch 
denkbar, dass die Erwerbssituation in 
Ostdeutschland einen Einfluss hat. Wenn 
Personen durch die Krise individuell 
betroffen sind, dann sollte dies ebenfalls 
die Solidarität beeinflussen. Weiterhin 
betont die Forschung zu sozioökono-
mischen Determinanten die Rolle von 

Bildung (Bechtel et al. 2014; Lengfeld et 
al. 2015). 

Zusätzlich gilt es für das Alter (Erwar-
tung: negativer Zusammenhang), das 
Geschlecht (Erwartung: Frauen sind 
solidarischer) und die politische Ein-
stellung (Erwartung: linke Personen sind 
solidarischer) zu kontrollieren (Daniele & 
Geys 2015; Van Oorschot 2008; Verhae-
gen 2014). 

Untersuchungsdesign

Die Datengrundlage für diese Untersu-
chung bilden die GESIS Panel Wellen 
ab (2013) und ea (2017). Das GESIS 
Panel ist eine repräsentative Umfrage 
für Deutschland, in deren Kontext seit 
über sechs Jahren alle zwei Monate 
online und offline 5.400 Personen zu 
aktuellen politischen und gesellschaftli-
chen Thematiken befragt werden (GESIS 
Panel 2019).  

Die Messung von Solidarität mit über-
schuldeten EU-Mitgliedstaaten in der 
Finanzkrise erfolge anhand der Frage, 
ob „überschuldete Mitgliedstaaten aus 
der Eurozone ausgeschlossen werden 
sollten“ (Variable abad094a). Diese 
Aussage wird im Original-Datensatz auf 
einer Likert-Skala mit fünf Ausprägungen 
erfasst. Zur Vereinfachung der Interpre-
tation wird diese Variable hier in binärer 
Ausprägung untersucht.2 Die Messung 
von Solidarität mit Geflüchteten in der 

Migrationskrise er folgt anhand der 
Frage, ob „Geflüchtete eine Bedrohung 
oder Bereicherung für den Wohlstand in 
Deutschland sind“ (Variable eazj112a). 
Auch diese Antwortkategorien werden 
mittels einer binären Variable analy-
siert, die durch das Umcodieren einer 
ursprünglich fünfstuf igen Variable 
gewonnen wurde. Beide zu erklären-
den Variablen zielen auf die finanzielle 
bzw. wirtschaftliche Komponente von 
Solidarität in Krisen ab, sodass sie gut 
miteinander verglichen werden können. 

Bei der ersten abhängigen Variablen 
(Solidarität mit überschuldeten EU-
Staaten) beträgt die Fallzahl 1.892, und 
bei der zweiten abhängigen Variablen 
(Solidarität mit Geflüchteten) 3.084. Da 
das GESIS Panel zur Zeit der Finanzkrise 
noch im Aufbau war und zu geringe Fall-
zahlen aufwies, kann der systematische 
Vergleich der Determinanten für Solidari-
tät nur mit dem Datensatz durchgeführt 
werden, der sich auf die Solidarität 
gegenüber Geflüchteten bezieht. 

Das Messniveau der Variablen sowie 
die Mittelwerte und Standardabwei-
chungen sind in Tabelle 1 aufgeführt. 
Hierbei ist zu beachten, dass für die 
Erklärung von Solidarität in der Finanz-
krise Variablenwerte aus dem Jahr 2013 
herangezogen wurden, während für die 
Migrationskrise Werte aus dem Jahr 2017 
betrachtet werden. 

Da die abhängigen Variablen binär 

Tabelle 1	 Deskriptive Statistiken

Variable Hypothese Messbereich Mittelwert (Standard-
abweichung) (2013)

Mittelwert (Standard-
abweichung) (2017)

Abhängige Variablen
Solidarität in der Finanzkrise 0-1 0.48 (0.49)
Solidarität in der Migrationskrise 0-1 0.616 (0.48)

Erklärende Variablen
Vertrauen: Bundestag H1ab 1-7 4.11 (1.39) 3.87 (1.50)
Vertrauen: Politische Parteien H1ab 1-7 3.26 (1.21) 3.07 (1.27)
Vertrauen: Bundesregierung H1cde 1-7 3.97 (1.44) 3.72 (1.52)
Allgemeines Vertrauen H2 1-4 3.70 (0.66) 5.33 (2.34)
Wohnort (Ost=1) H1de 0-1 0.19 (0.39) 0.19 (0.39)

Kontrollvariablen
Alter (in Jahren) 19-71 45.52 (14.66) 51.20 (13.97)
Geschlecht (männlich=1) 0-1 0.49 (0.49) 0.48 (0.49)
Erwerbssituation (erwerbstätig=1) 0-1 0.73 (0.44) 0.76 (0.42)
Höchster Schulabschluss 1-4 3.27 (0.78) 3.27 (0.78)
Links-Rechts-Selbsteinstufung 1-7 3.68 (1.23) 4.78 (1.82)
Eigene Betroffenheit in der Finanzkrise 1-5 2.60 (0.88)

Datenbasis: Eigene Berechnungen auf Basis der GESIS Panel Wellen ab (2013) und ea (2017)
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kodiert sind, werden die Hypothesen 
mittels logistischer Regressionsmodelle 
überprüft.

Was bedingt Solidarität in der 
Finanz- und Migrationskrise? 

Die Konfidenzintervallgraphen in Grafik 
1 zeigen, welche Faktoren Solidarität in 
der Finanz- und Migrationskrise erklären. 
Die Grafiken bilden die Konfidenzinter-
valle in relativen Chancen (Odds Ratios) 
ab, d.h. Werte über 1 erhöhen die Chance 
für eine solidarische Einstellung und 
Werte unter 1 verringern diese. Konfiden-
zintervalle, die den Wert 1 ausschließen, 
weisen auf signifikante Effekte auf dem 
95%-Niveau hin. 

Der zentrale Fokus der Untersuchung 
liegt auf dem Einfluss von verschiede-
nen Formen von Vertrauen auf eine 
solidarische Haltung in Krisenzeiten. 
Während das politische Vertrauen in 
die Bundesregierung keinen Effekt auf 
die Solidarität mit überschuldeten EU-
Staaten hat, erhöht das Vertrauen in die 
Bundesregierung die Solidarität gegen-
über Geflüchteten, was die Hypothese 
1c bestätigt. Interessanterweise hat 
das Vertrauen in die Bundesregierung 
mit einem Odds Ratio von 1.3 sogar 
den größten Effekt auf Solidarität. Für 
das Vertrauen in den Bundestag und 
in die politischen Parteien weisen die 
Ergebnisse keine signifikanten Effekte 
aus, so dass die Hypothesen 1a und 1b 
verworfen werden müssen. 

Die zweite Hypothese befasst sich 
mit dem Einfluss von allgemeinem Ver-
trauen auf Solidarität. Die Ergebnisse 
zeigen hier, dass ein hohes allgemeines 
Vertrauen in beiden Krisen mit hoher 
Solidarität einhergeht, was die Hypo-
thesen 2a und 2b bestätigt. 

Zudem sind ältere Menschen solida-
risch mit überschuldeten Ländern. Zur 
Erklärung von Solidarität in der Migra-
tionskrise hat das Alter einer Person 
keinen signifikanten Effekt. Die Chance, 
dass Frauen Geflüchteten Solidarität 
entgegenbringen, ist höher als bei Män-
nern. In der Finanzkrise kann Solidari-
tät nicht durch das Geschlecht erklärt 
werden. Auch die Erwerbstätigkeit hat 
in den vorliegenden Modellen keinen 
signifikanten Effekt auf die Ausprägung 

der abhängigen Variablen. Je linker sich 
die Befragten in ideologischer Hinsicht 
einstufen, desto wahrscheinlicher sind 
sie solidarisch in beiden Krisen. Der Bil-
dungsgrad hat einen signifikanten Effekt 
auf die Solidarität mit überschuldeten 
Staaten, nicht aber auf die Solidarität 
mit Geflüchteten. Letzteres steht im 
Widerspruch zur Kosmopolitismus- und 
Kommunitarismus-Debatte, welche 
nahelegt, dass insbesondere Personen 
mit hoher Bildung als „Grenzöffner“ 
betrachtet werden können (Merkel 2017). 

Weiterhin zeigen die Regressionsmo-
delle, dass Befragte aus Ostdeutschland 
in beiden Krisen eine geringere Solida-
ritätsbekundung aufweisen als Befragte 
aus Westdeutschland. Menschen, die in 
Westdeutschland leben, haben eine 1,5-
fach höhere Chance anzugeben, in der 
Finanz- und Migrationskrise solidarisch 
zu sein als Menschen, die in Ostdeutsch-
land leben. Dies zeigt, dass die regiona-
len Differenzen zwischen Ost und West 
hinsichtlich der Solidaritätsbekundung 
bereits in der Finanzkrise zum Tragen 
gekommen sind. 

Zusammenfassend lässt sich fest-
halten, dass Vertrauen ein zentraler 
Erklärungsfaktor ist. Dabei wirken sich 
das Vertrauen in die Bundesregierung 
sowie das allgemeine Vertrauen positiv 
auf die Solidaritätsbekundungen im 
Zusammenhang mit der Migrationskrise 
aus, während bei der Finanzkrise nur 

das Vertrauen in die Bundesregierung 
hinsichtlich der Solidarisierung mit 
überschuldeten EU-Staaten eine wich-
tige Rolle gespielt hat. Zudem stellen die 
politische Einstellung, der Bildungsab-
schluss und das Geschlecht Faktoren 
dar, die einen signifikanten Einfluss auf 
die Ausprägung der abhängigen Varia-
blen haben. 

Unterscheiden sich die 
Erklärungen von Solidarität 
zwischen Ost- und 
Westdeutschland?

In einem nächsten Schritt gilt es, die 
Analysen separat für Ost- und West-
deutsche durchzuführen, um die verblei-
benden Hypothesen einer empirischen 
Überprüfung unterziehen zu können. 
Wie bereits weiter oben dargelegt, kann 
diese Analyse aus Gründen der Daten-
verfügbarkeit lediglich auf die Solidari-
tätsbekundungen im Zusammenhang 
mit der Migrationskrise im Jahr 2015 
durchgeführt werden. Grafik 2 ist zu 
entnehmen, dass sich die Determinan-
ten für Solidarität in der Migrationskrise 
zwischen Ost- und Westdeutschland 
unterscheiden. 

Besonders auffällig sind die Unter-
schiede hinsichtlich des Einflusses 
von Vertrauen: während allgemeines 
Ver trauen in Westdeutschland die 
Wahrscheinlichkeit für Solidarität in 

Grafik 1	 Solidarität in der Finanz- und Migrationskrise im Vergleich
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der Migrationskrise erhöht, ist es in 
Ostdeutschland das Vertrauen in die 
Bundesregierung. Das Vertrauen in die 
Bundesregierung hat den stärksten 
Effekt zur Erklärung von Solidarität in 
Ostdeutschland, was Hypothese 1d 
bestätigt.

Während sich jüngere Personen in 
Ostdeutschland eher solidarisch mit 
Geflüchteten erklären, spielt das Alter 
in Westdeutschland keine Rolle. In Ost-
deutschland wiederrum gibt es keinen 
Unterschied zwischen Männern und 
Frauen dahingehend, ob sie Geflüchte-
ten Solidarität entgegenbringen, wäh-
rend in Westdeutschland Frauen eine 
signifikant höhere Wahrscheinlichkeit 
hierfür haben. Eine eher linke politische 
Einstellung ist in Ost- und Westdeutsch-
land ein Faktor, der mit Solidarität in 
der Migrationskrise einhergeht. Weder 
die Erwerbssituation, noch der höchste 
Bildungsabschluss oder das Vertrauen 
in politische Parteien sind signifikante 
Faktoren zur Erklärung der Solidarität in 
der Migrationskrise.

In Westdeutschland erhöht Solidari-
tät in der Finanzkrise auch die Solida-
rität in der Migrationskrise, so dass wir 
eine Interdependenz zwischen beiden 
Krisenmomenten und deren Auswirkun-
gen auf Solidarität konstatieren können. 
Mit einem standardisierten Koeffizien-
ten von 2.73 Standardabweichungen 
hat dies sogar den größten Einfluss zur 
Erklärung der Solidarität in der Migrati-
onskrise. Für Ostdeutschland kann die-
ser Zusammenhang auf einem 10%igen 
Signifikanzniveau bestätigt werden. Das 
niedrigere Signifikanzniveau lässt sich 
wahrscheinlich auf die vergleichsweise 
geringe Fallzahl zurückführen. Um die 
„Spill-over“-Effekte von Solidarität zwi-
schen Krisen sowie den moderierenden 
Effekten von politischem Vertrauen 
näher zu betrachten, gilt es, einen 
entsprechenden Interaktionsterm zu 
berechnen. Die darauf beruhenden 
vorhergesagten Wahrscheinlichkei-
ten sind der Grafik 3 zu entnehmen. 
Diese zeigen, dass Westdeutsche, die 
überschuldete Mitgliedsstaaten in der 
Finanzkrise nicht ausschließen wollten, 
eine erwartete Wahrscheinlichkeit von 
73-75% haben, im Zusammenhang mit 
der Migrationskrise anzugeben, dass 

sie solidarisch sind. Die vorhergesag-
ten Wahrscheinlichkeiten reduzieren 
sich um 20 %-Punkte, wenn sie in der 
Finanzkrise nicht solidarisch mit den 
überschuldeten EU-Staaten waren. Das 
politische Vertrauen in die Bundesregie-
rung hat jedoch keinen moderierenden 
Effekt. 

Anders verhält es sich in Ostdeutsch-
land, wo steigendes Vertrauen in die 
Bundesregierung den Effekt von Soli-
darität in der Finanzkrise auf jene in der 
Migrationskrise erhöht. Ostdeutsche, 
die angaben, im Zuge der Finanzkrise 

solidarisch gewesen zu sein, haben bei 
steigendem Vertrauen in die Bundesre-
gierung eine um 24 %-Punkte erhöhte 
Wahrscheinlichkeit für Solidarität in der 
Migrationskrise. 

Die Ergebnisse zur Migrationskrise 
legen die Vermutung nahe, dass sich 
die Ursachen für Solidarität in Ost- und 
Westdeutschland unterscheiden. Wäh-
rend in Ostdeutschland das politische 
Vertrauen der Befragten die Wahrschein-
lichkeit erhöht, Geflüchtete als Bereiche-
rung für die Wirtschaft wahrzunehmen, 
ist es in Westdeutschland das allgemeine 

Grafik 3	 Vorhergesagte Wahrscheinlichkeiten für Solidarität in der Migrations-
krise

.4

.6

.8

1

1 2 3 4 1 2 3 4

Finanzkrise unsolidarisch Finanzkrise solidarisch

Vertrauen: Bundesregierung

Westdeutschland

0

.5

1

1 2 3 4 1 2 3 4

Finanzkrise unsolidarisch Finanzkrise solidarisch

Vertrauen: Bundesregierung

Ostdeutschland

Datenbasis: Eigene Berechnungen auf Basis der GESIS Panel Welle ab (2013) und ea (2017)

Grafik 2	 Solidarität in der Migrationskrise in Ost- und Westdeutschland
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Vertrauen, welche die Unterstützung von 
Geflüchteten erklärt. Demzufolge kann 
eine Stärkung des Vertrauens in die 
Bundesregierung in Ostdeutschland zu 
einer signifikanten Erhöhung der Solida-
rität mit Geflüchteten führen, während 
das allgemeine Vertrauen, welches in 
Westdeutschland ein zentraler Erklä-
rungsfaktor darstellt, nur schwer extern 
beeinflusst werden kann.

Zur Überprüfung der Robustheit der 
Ergebnisse werden in Grafik 4 die Soli-
daritätseinstellungen nach Bundeslän-
dern in ein Streudiagramm abgetragen. 
Sollten makroökonomische Faktoren die 
individuellen Erklärungen überlagern, 
müssten wir in ökonomisch vergleich-
baren Bundesländern auch ähnliche 
Solidaritätswerte sehen und in den 
wirtschaftlich stärksten Ländern auch 
die höchsten Solidaritätswerte finden. 

Der Grafik ist zu entnehmen, dass alle 
Bundesländer in der Finanzkrise eine 
durchschnittlich höhere Solidarität auf-
weisen als in der Migrationskrise. Wäh-
rend die durchschnittliche Solidarität 
in der Finanzkrise in Westdeutschland 
52% beträgt, sind es in Ostdeutschland 
39%. In der Migrationskrise ist die durch-
schnittliche Solidarität in Ostdeutsch-
land bei 19%, in Westdeutschland liegt 
sie bei 36%, d.h. die Solidarität in der 
Migrationskrise ist in den westdeutschen 
Bundesländern fast doppelt so hoch wie 

in Ostdeutschland.
In allen ostdeutschen Bundesländern 

‒ mit Ausnahme von Berlin ‒ ist der 
Anteil der Bürgerinnen und Bürger, die 
sich nicht solidarisieren, höher als der 
Anteil, der sich solidarisiert. Aufgrund 
dessen siedeln sich die ostdeutschen 
Bundesländer in beiden Krisen im 
unteren Drittel des Streudiagramms 
an. Mecklenburg-Vorpommern ist eine 
besonders auffällige Beobachtung, da 
die durchschnittliche Solidarität in bei-
den Krisen das Minimum der Verteilung 
bildet. Dass sich Ost- und Westdeutsch-
land insgesamt in ihrer durchschnittli-
chen Solidarität unterscheiden, kann 
jedoch nicht auf Ausreißer zurückge-
führt werden: Die Standardabweichung 
zwischen den neuen Bundesländern ist 
in der Migrationskrise sogar geringer 
als jene in den alten Bundesländern, in 
der Finanzkrise ist sie mit einem Wert 
von 8,3 um 1,9 %-Punkte höher als in 
Westdeutschland. Es lässt sich also 
festhalten, dass die regionale Unter-
teilung in Ost- und Westdeutschland 
empirisch sinnvoll ist und nicht durch 
Merkmale einzelner Bundesländer über-
lagert wird.

Zudem zeigt die Grafik, dass die Vertei-
lung der Bundesländer vergleichsweise 
gleichmäßig entlang der eingezeichne-
ten Geraden streut. Das bedeutet, dass 
bei einem Großteil der Bundesländer 

die Solidarität in der Finanzkrise mit der 
Befürwortung von Migration korreliert 
und ein Zusammenhang zwischen der 
Solidarität in beiden Krisen besteht. Dies 
unterstreicht das „Spill-over“-Argument, 
d.h. dass die zeitliche Einbettung zum 
Verständnis von Krisenreaktionen wich-
tig ist. Mit den vorliegenden Daten und 
Methoden kann jedoch nicht zuverlässig 
geprüft werden, ob die Aufeinanderfolge 
der Krisen dazu führte, dass die letzte 
noch in die aktuelle Krise wirkt. 

Fazit

Dieser Beitrag konnte zeigen, dass Ins-
titutionen und das Vertrauen in diese 
eine wichtige Rolle für die Erklärung 
von Solidarität mit Hilfsbedürftigen 
in transnationalen Krisen spielen. In 
Ostdeutschland ist insbesondere das 
Vertrauen der Befragten in die Bun-
desregierung von zentraler Bedeutung, 
wohingegen Befragte in Westdeutsch-
land eher solidarisch sind, wenn sie 
über ein hohes Maß an allgemeinem 
Vertrauen verfügen. Dieses interessante 
Ergebnis ist vor allem dadurch politisch 
relevant, da angenommen werden kann, 
dass das Vertrauen in die Bundesregie-
rung einfacher zu beeinflussen ist als das 
allgemeine Vertrauen. Damit bietet sich 
die probate Möglichkeit, die Solidarität 
der Bevölkerung, insbesondere in Ost-
deutschland, positiv zu beeinflussen. 
Die Bundesregierung sollte direkter die 
Entscheidungssituationen und die kor-
respondierenden Handlungsoptionen 
der Bevölkerung kommunizieren. Wenn 
sie umfassend und transparent über 
Entscheidungen in Krisen informiert, 
dann hätte sie die Möglichkeit, mehr Ver-
ständnis für ihr Handeln zu erreichen und 
damit den Grundstein für eine Stärkung 
des sozialen Zusammenhaltes zu legen, 
welcher jüngst als gefährdet angesehen 
wurde (vgl. Bochmann & Döring 2020). 
Diese Betrachtungsweise setzt trans-
parente politische Kommunikation als 
vertrauensbildende Maßnahme voraus. 

Die Untersuchung zeigt darüber 
hinaus, dass die Forschung zu politi-
schen Einstellungen von einer syste-
matischen Erfassung von Institutionen 
profitieren kann, um den Umgang mit 
Krisen zu erklären. Gleichzeitig kann die 

Grafik 4	 Die durchschnittliche Solidarität in der Finanz- und Migrationskrise von 
Bundesländern

 Datenbasis: Eigene Berechnungen auf Basis der GESIS Panel Welle ab (2013) und ea (2017)



ISI 65 – Juni 2020	 Seite 21

Institutionenforschung ihre praktische 
Bedeutung weiter erhöhen, indem sie 
die Bedeutung von Institutionen für 
gesellschaftliche Dynamiken betont. 
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Zum anderen wird der Begriff auch stra-
tegisch gewählt, um ein Thema zu emo-
tionalisieren und damit Unterstützung zu 
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die sich klar gegen die Asylpolitik der 
Großen Koalition und gegen eine wei-
tere europäische Integration aussprach 
(Hansen und Olsen, 2019). Ihr gelangen 
ebenfalls Wahlgewinne in der Europa-
wahl 2019, allerdings fielen diese nicht 
so groß aus wie in manchen Prognosen 
angenommen.

Was haben die beiden europäischen 
Krisen des vergangenen Jahrzehnts 
gemein und inwiefern nahmen diese 
einen Einfluss auf die Wahlentscheidun-
gen der Bürger/innen in der Europawahl 
2019? In beiden Krisenfällen wurde den 
Staaten sowie den EU-Bürger/innen ein 
hohes Maß an Solidarität abverlangt. Die 
Europäische Union gilt als ein Konstrukt, 
welches von Anfang an auch immer den 
Solidaritätsgedanken mitgelebt hat: seit 
der Schuman Deklaration 1950 taucht 
der Begriff regelmäßig in europäischen 
Verträgen auf. Mit Ausbruch der Euro-
krise wurde diese Solidarität nun jedoch 
auch praktisch eingefordert, um die 
Liquidität angeschlagener Staaten zu 
gewährleisten und die gemeinsame Wäh-
rung zu retten. Angesichts der Ankunft 
Millionen Geflüchteter sah sich die EU 
wenig später erneut mit einem Vertei-
lungskonflikt konfrontiert. Besonders 
Staaten an der EU-Außengrenze fühlten 
sich von den anderen Mitgliedsstaaten 
alleine gelassen und auch Schweden 
und Deutschland, zwei Staaten welche 
eine besonders hohe Zahl an Geflüch-
teten aufnahmen, wünschten sich eine 
gemeinsame Lösung auf europäischer 
Ebene (Gerhards et al. 2019). 

Analysiert man individuelle Unter-
stützung von Solidaritätsleistungen 
für andere Staaten und dort lebende 
Bürger/innen, sprechen wir von transna-
tionaler Solidarität (Gerhards et al., 2019; 

Sangiovanni, 2013). Das Interesse dieses 
Beitrags liegt darin, zu testen, ob auch 
zehn Jahre nach Ausbruch der Eurokrise 
und in einer Zeit sinkender Asylanträge 
noch immer Einstellungen zu europawei-
ten Solidaritätsmaßnahmen eine Rolle 
für die individuelle Wahlentscheidung 
spielen. Wir analysieren diese Frage 
am Beispiel der Europawahl 2019 und 
unterscheiden in unserer Betrachtung 
zwischen Ost- und Westdeutschland. 
Wir erwarten einen Unterschied zwi-
schen den Landesteilen ausmachen zu 
können, da die unterschiedlich lange 
Mitgliedschaft in der EU dafür sorgen 
könnte, dass Wähler/innen im Westen 
eher bereit sind sich solidarisch gegen-
über anderen Mitgliedsstaaten zu 
zeigen, und dies ebenfalls in ihrer Wahl-
entscheidung berücksichtigen, während 
transnationale Solidarität im Osten auch 
30 Jahre nach der Wiedervereinigung 
noch geringer ausgeprägt sein könnte.

Europäische Solidarität

Während frühere Untersuchungen zum 
Abstimmungsverhalten in Europawah-
len einen sogenannten Nebenwahl-Effekt 
(second-order effect) feststellen konn-
ten (u.a. Reif und Schmitt, 1980; Schmitt, 
2007), zeigen Studien zu jüngeren 
Europawahlen, dass neben nationalen 
Themen auch europäische Sachverhalte 
an Bedeutung für die Wahlentscheidung 
gewinnen (de Vries et al., 2011; Treib, 
2014). Mit Blick auf die Europawahl 2014 
und den dortigen Erfolg des euroskep-
tischen Lagers schienen Wähler/innen 
ihren politischen Unmut über den Kurs 
der EU sowie über die Leistungen natio-
naler Regierungen zu dieser Zeit in ihrer 
Wahlentscheidung zu kanalisieren. Eine 

Einleitung 

Die großen Krisen der Europäischen 
Union (EU), die Wirtschafts- und Finanz-
krisen sowie der große Zuwanderungs-
druck in den Jahren 2015/2016 gingen 
auch an Deutschland nicht spurlos vor-
über. Es wurden deutsche Steuergelder 
zur Rettung systemrelevanter Banken 
eingesetzt und die allgemein schwierige 
Wirtschaftslage zwang manches Unter-
nehmen zum Stellenabbau. In den Jahren 
2015/2016 wurden Politik, Verwaltungen 
und Gesellschaft aufgrund der steigen-
den Anträge auf Asyl schließlich vor 
eine weitere Herausforderung gestellt. 
Während sich ein Teil der Bevölkerung 
mit viel persönlichem Engagement um 
die Ankommenden kümmerte, äußerte 
ein anderer Teil seine Unzufriedenheit 
mit der Politik der Merkel-Regierung 
lautstark auf den Straßen.1 

Die Bundestagswahl 2017 verzeich-
nete deutliche Verluste für die beiden 
Volksparteien, insbesondere für die SPD; 
die Wahlen zum Europaparlament 2019 
setzen den Negativtrend der beiden 
großen Parteien fort. Wie in ganz Europa 
verloren die beiden Parteien erhebliche 
Stimmenanteile, in Deutschland im 
Vergleich zu 2014 zusammen fast 18%. 
Größter Gewinner waren die Grünen die, 
von den Fridays for Future Bewegungen 
beflügelt, ihren Stimmenanteil fast 
verdoppeln konnten und zweitstärkste 
Kraft hinter der CDU wurden. Die FDP 
konnte ebenfalls mit dem Ergebnis 
zufrieden sein. Allen vier Parteien ist 
gemein, dass sie im Wahlkampf eine ein-
deutig pro-europäische Position offen 
vertraten. Die AfD wiederum, die 2013 
noch eine Anti-Euro-Partei war, hatte 
sich bis 2017 in eine populistische Par-
tei deutlich rechts der Mitte verwandelt, 
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Studie von Hobolt und de Vries (2016) 
zeigt, dass eine geringe Unterstützung 
fiskaler Umverteilung zwischen den EU-
Mitgliedsstaaten im Falle einer ökonomi-
schen Krise die Wahlwahrscheinlichkeit 
für euroskeptische Parteien erhöht. Im 
Gegensatz dazu haben insbesondere 
EU-freundliche und mitte-links Parteien 
sowie deren Wählerklientel das Gewäh-
ren von Rettungspaketen nachdrücklich 
befürwortet (Maatsch, 2014; Reinl und 
Giebler, 2019). Als Ende 2015 die Zahl 
der Asylanträge innerhalb der EU stark 
zu steigen begann, wurden Verteilungs-
konflikte zwischen den Mitgliedsstaa-
ten weiter verstärkt. Euroskeptische 
rechtspopulistische Parteien forderten 
eine restriktivere Zuwanderungspolitik 
und ein strengeres Asylrecht (Börzel, 
2016; Koos und Seibel 2019; Zaun, 
2018), proeuropäische linke Kräfte 
proklamierten hingegen Solidarität mit 
den Geflüchteten sowie zwischen den 
EU-Staaten (Wallaschek 2019). Folglich 
standen sich zum zweiten Mal binnen 
weniger Jahre zwei politische Lager 
gegenüber: Das Lager der Befürworter 
EU-weiter Solidaritätsmechanismen und 
das ihrer Gegner. 

Die Meinung der Bürger/ innen 
zu mehr oder weniger Solidarität in 
Europa hängt maßgeblich von deren 
Bewertung der Europäischen Union 
und der EU-Mitgliedschaft ihres Landes 
ab. Jene Wähler/innen, welche eine EU-
Mitgliedschaft ablehnen, sind auch meist 
keine Unterstützer EU-weiter Solidari-
tätsmaßnahmen (Lahusen und Grasso, 
2018; Verhaegen, 2018) und umgekehrt 
(Reinl, 2020). Frühere Studien haben 
gezeigt, dass Wähler/innen im Osten 
Deutschlands der EU-Mitgliedschaft des 
Landes kritischer gegenüberstehen als 
westdeutsche Mitbürger (Commission of 
the European Community, 1992). Diese 
Divergenz war auch noch Jahre nach der 
Wende zu verzeichnen (Alvarez, 2002; 
Rippl et al., 2005), was unter anderem 
der Sozialisationen in unterschiedlichen 
politischen Systemen geschuldet sein 
könnte (Rohrschneider und Schmitt-
Beck, 2002; Roller, 2015). Während die 
Bunderepublik Gründungsmitglied der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 
dem Vorläufer der heutigen EU, ist, 
wurden die neuen Bundesländer erst 

nach der Wiedervereinigung Teil der 
Gemeinschaft. Diese unterschiedlich 
lange Dauer der Mitgliedschaft könnte 
die Meinung der Bevölkerung im Westen 
Deutschlands gegenüber der EU gefes-
tigt haben, wohingegen sie im Osten 
aufgrund der kürzeren Mitgliedschaft 
krisenanfälliger sein könnte. Darüber 
hinaus haben vorangegangene Studien 
gezeigt, dass sich ostdeutsche Bürger/
innen weniger solidarisch gegenüber 
ihren Mitbürger/innen zeigen als Men-
schen in Westdeutschland (Brosig et 
al., 2010). Führt man diese Erkenntnisse 
früherer Studien zusammen, erwarten 
wir, dass die gefühlsmäßige Bindung an 
die EU in Westdeutschland noch immer 
stärker ist als im Osten (Commission of 
the European Community, 1992; Schild 
2001) und sich dies auch in der trans-
nationalen Solidarität der Wähler/innen 
niederschlägt: 

H1: Transnationale Solidarität ist 2019 im 
Westen höher als im Osten Deutsch-
lands.

Diese Divergenz zwischen den Landes-
teilen sollte sich auch in der Wahl zum 
Europaparlament widerspiegeln. Wäh-
rend bei Europawahlen immer auch 
auf Grundlage nationaler Politiken und 
Ereignisse gewählt wird (Nebenwahl-
Theorie), verzeichneten in den vergan-
genen Jahren vermehrt EU-bezogene 
Themen einen Effekt auf die individuelle 
Wahlentscheidung. Da wir annehmen, 
dass Bürger/innen Ostdeutschlands 
eine geringere transnationale Solidari-
tät aufweisen, sollte diese ebenfalls eine 
untergeordnete Rolle in der Wahlent-
scheidung dieser Wählergruppe spielen. 
Folglich vermuten wir, dass transnatio-
nale Solidarität im Westen einen stärke-
ren Effekt auf die Wahlentscheidung hat 
als im Osten Deutschlands: 

H2: Transnationale Solidarität zeigt im 
Westen einen stärkeren Einfluss auf 
die Wahlentscheidung in der Europa-
wahl 2019 als im Osten Deutschlands.

Europawahl 2019 

Die Europawahl 2019 fand in turbulen-
ten Zeiten statt. Zwar hatte sich der 
große Migrationsdruck aus den Jahren 
2015/2016 abgemildert, doch die poli-

tischen Folgen waren, gerade auch in 
Deutschland, deutlich spürbar. Vor die-
sem Hintergrund stellt sich die Frage, in 
wie weit Solidarität innerhalb der EU in 
den Wahlprogrammen der deutschen 
Parteien zur Europawahl eine Rolle 
spielte.2 

Die Christdemokraten widmeten 
dem Konzept der europäischen Solida-
rität wenig Raum, es finden sich kaum 
konkrete Hinweise, außer einer Ableh-
nung eines gemeinsamen europäischen 
Sozialsystems. Die Sozialdemokraten 
wiederum schlagen die Einführung 
eines europäischen Sozialfonds vor, der 
von allen Mitgliedsstaaten gemeinsam 
finanziert wird. Zudem sprechen sie 
sich für eine gerechtere Verteilung von 
Geflüchteten auf die Mitgliedsstaaten 
sowie für eine finanzielle Kompensa-
tion von aufnahmewilligen Staaten aus. 
Die Liberalen betonen das Prinzip der 
Selbstverantwortlichkeit in finanziellen 
und wirtschaftlichen Krisen und appel-
lieren an die Solidarität in humanitären 
Krisen. Die Grünen unterstreichen die 
Notwendigkeit einer finanziellen Unter-
stützung wirtschaftlich schwächerer 
Regionen mit dem Ziel einer Anglei-
chung der Lebensverhältnisse. Zudem 
sprechen sie sich für die Rettung von 
Bootsflüchtlingen auf dem Mittelmeer 
und eine finanzielle Unterstützung auf-
nahmebereiter Städte und Regionen 
aus. Die Linken schlagen vor, europä-
ische Finanzmittel bereit zu stellen, 
um die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen, 
anstatt Gelder für die Rettung von Ban-
ken einzusetzen. Zudem setzen sie auf 
offene Grenzen. Eine komplett diamet-
rale Position nimmt einzig die AfD ein, 
die jegliche Solidarität und Umverteilung 
von Mitteln innerhalb Europas ablehnt 
und damit ihre europaskeptische Hal-
tung unterstreicht. Insgesamt wird der 
europäischen Solidarität somit unter-
schiedlich viel Aufmerksamkeit in den 
Parteiprogrammen zuteil, wobei sich 
nur eine Partei klar gegen das Konzept 
positioniert. 

Daten & Methode 

Für unsere Analysen greifen wir auf 
Daten des GESIS Panels zurück (GESIS 
Panel Team, 2020), welche in Welle gc 
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unmittelbar nach der Europawahl 2019, 
zwischen Juni und August, erhoben 
wurden. Um den Einfluss transnationaler 
Solidarität auf die Wahlentscheidung zu 
testen, führen wir multinominale Regres-
sionsanalysen durch. Unsere abhängige 
Variable stellt die Wahlentscheidung in 
der Europawahl 2019 dar, Nichtwähler/
innen und Wähler/innen kleiner Parteien 
werden aus der Analyse ausgeschlossen.  

Frühere Studien zeigten, dass Wäh-
ler/innen in der Lage sind zwischen 
verschiedenen Formen transnationaler 
Solidarität zu unterscheiden und die-
sen, je nach Ziel und Umsetzung, mehr 
oder weniger positiv gegenüber stehen 
(Baute et al., 2019). Die erklärenden 
Variablen fragen daher nach der Unter-
stützung finanzieller Hilfeleistungen für 
EU-Krisenstaaten im Falle eines a) nati-
onalen Staatsbankrotts3 und b) einer 
stark steigenden Anzahl ankommender 
Migranten4. Um zudem eine Referenz-
kategorie einzuführen, kontrollieren wir 
in unseren Analysen ebenfalls für die 
allgemeine Bereitschaft anderen EU-
Mitgliedsstaaten in Krisenzeiten unter 
die Arme zu greifen5,6. Zusätzlich testen 
wir für den Effekt der persönlichen Iden-
tifizierung mit der Europäischen Union7, 
der Einstellung gegenüber Migranten8, 
für das politische Interesse, die links-
rechts Selbsteinstufung, Geschlecht, 
Alter und Bildung (Carey und Geddes, 
2010; Dassonneville, 2016; van Spanje 
und de Vreese, 2011). Um zusätzlich 
zu überprüfen, ob die Unterstützung 
innerdeutscher Umverteilungspolitiken9 
einen Effekt auf die Wahlentscheidung 
haben könnte, haben wir in unseren 
Modellen ebenfalls dafür kontrolliert. 

Wahlverhalten in Ost- und 
Westdeutschland in der 
Europawahl 2019

Bevor wir uns dem Einfluss transnatio-
naler Solidarität widmen, werfen wir im 
ersten Schritt einen Blick auf die getrof-
fene Wahlentscheidung der Befragten 
in Ost- und Westdeutschland bei der 
Europawahl 2019. Grafik 1 zeigt die im 
GESIS-Panel berichteten Wählerstim-
menanteile der Befragten in Prozent. 
Alle Befragten, welche angaben nicht 
an der Wahl teilgenommen oder eine 

„andere Partei“ gewählt zu haben, wur-
den aus der näheren Betrachtung die-
ses Beitrags ausgeschlossen. Mit Blick 
auf die Stimmenanteile für CDU/CSU 
lassen sich keine großen Unterschiede 
zwischen den Landesteilen erkennen. 
Der Anteil der CDU/CSU lag jeweils über 
30%, was die Union klar zur stärksten 
Kraft macht. Unter den westdeutschen 
Befragten gaben zudem über 30% der 
Befragten an, bei der Europawahl 2019 
für die Grünen gestimmt zu haben, in der 
ostdeutschen Stichprobe verzeichnete 
diese Partei knapp 20% der Stimmen. 
An dritter Stelle sehen wir für die west-
deutschen Befragten die SPD mit rund 
19% der Stimmen, wohingegen die SPD 
im Osten lediglich 9% der Stimmen 
erhielt. Die Unterstützung für die FDP 
ist in den Daten mit 7% im Westen und 
knapp 6% im Osten vergleichbar. Die 
Partei Die Linke bekam rund 15% der 
Wählerstimmen unter den ostdeutschen 
Befragten, im Westen stimmten weniger 
als 5% der Umfrageteilnehmer/innen 
für sie. Ein weiterer großer Unterschied 
offenbart sich mit Blick auf die Stimmen-
anteile der AfD: während die Partei in der 
westdeutschen Stichprobe lediglich 7% 
der Stimmen auf sich vereinen konnte, 
waren es im Osten über 19% der Befrag-
tenstimmen. 

Es lässt sich folglich festhalten, dass 
die CDU/CSU in beiden Landesteilen 
nach wie vor stärkste Kraft ist, wohinge-
gen die vormalige Volkspartei SPD diesen 
Status nicht mehr für sich beanspruchen 
kann. Zudem sehen wir erstarkte Grüne 

in beiden Landesteilen und besonders 
im Westen ist diese nun gleichauf mit der 
Union. Im Osten hingegen sind sowohl 
die Linken als auch die euroskeptische 
Partei AfD deutlich stärker als im Westen. 
Mit Blick auf diese Befragungsergebnisse 
und die Wahlprogramme der jeweiligen 
Parteien erwarten wir, dass wir in den 
Modellen ebenfalls einen Unterschied 
in der Unterstützung transnationaler 
Solidarität zwischen den Landesteilen 
finden. 

Transnationale Solidarität in Ost- 
und Westdeutschland

Grafik 2 stellt die Zustimmung zu 
transnationaler Solidarität getrennt 
nach Landesteilen dar. Auf den ersten 
Blick sehen wir ähnliche Ausprägungen 
zur Unterstützung von europäischen 
Solidaritätsmaßnahmen in Ost- und 
Westdeutschland. Für die Frage, ob 
Deutschland einem anderen EU-Mit-
gliedsland in Krisensituationen Hilfe 
gewähren sollte, finden wir einen sig-
nifikanten Unterschied zwischen den 
Befragten der beiden Landesteile in den 
Daten, wobei westdeutsche Befragte im 
Durchschnitt etwas gewillter sind, sich 
solidarisch zu zeigen (arithmetisches 
Mittel=3,12) als ihre ostdeutschen 
Mitbürger/innen (arithmetisches Mit-
tel=3,06). Die Zustimmung zu finanziellen 
Solidaritätsleistungen während eines 
Staatsbankrotts ist ebenfalls unter-
schiedlich ausgeprägt und auch hier sind 
westdeutsche Befragte finanziellen Soli-

Grafik 1	 Wahlstimmenanteile in Ost- und Westdeutschland
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daritätsleistungen anderen Mitglieds-
staaten gegenüber aufgeschlossener 
(arithmetisches Mittel 2,36 vs. 2,29). 
Die größte Diskrepanz offenbart sich 
jedoch mit Blick auf die Unterstützung 
von transnationaler Solidarität in Zeiten 
eines rasanten Anstiegs von Asylanträ-
gen. Diese ist in den Befragungsdaten 
erneut im Westen höher als im Osten 
(arithmetisches Mittel 2,46 vs. 2,27)10. 
Folglich sehen wir für beide Teile des 
Landes eine stärkere Ausprägung 
transnationaler Solidarität, wenn diese 
nicht explizit mit finanziellen Kosten 
verbunden ist (allgemeines Krisensze-
nario). Geht die praktische Umsetzung 
zwischenstaatlicher Solidarität jedoch 
mit finanziellen Kosten einher, sinkt 
die Zustimmung zu EU-weiten Solidari-
tätsmaßnahmen und wir finden für die 
beiden genannten Krisenszenarien eine 
leicht höhere Zustimmung im Westen 
im Vergleich zum Osten Deutschlands. 
Diese Erkenntnis ist im Einklang mit 
früheren Studien, die festgestellt haben, 
dass die Bevölkerungen in jüngeren EU- 
Mitgliedsstaaten ihre Unterstützung der 
Mitgliedschaft stärker nach rationalen 
Kosten-Nutzen-Überlegungen evaluie-
ren als Wähler/innen in EU-Staaten mit 
einer längeren Mitgliedsdauer (Gabel 
1998, S. 352; Garry & Tilley, 2009; McLa-
ren, 2002). Folglich finden wir in den 
Daten Unterstützung für unsere erste 
Hypothese (H1) die postuliert, dass die 
Zustimmung zur transnationalen Soli-
darität im Westen Deutschlands 2019 
größer war als im Osten des Landes. 

Transnationale Solidarität und 
die Wahlentscheidung in der 
Europawahl 2019

Hing die Wahlentscheidung bei der Euro-
pawahl 2019 mit der Solidarität gegen-
über anderen EU-Staaten zusammen? 
Grafik 3 stellt die marginalen Effekte 
der durchgeführten Regressionsanaly-
sen für Westdeutschland grafisch dar. 
Sobald die abgebildeten Effekte die 
gestrichelte horizontale Linie kreuzen, 
sind die Effekte nicht signifikant, wird 
die Linie hingegen nicht berührt, lassen 
sich signifikante Effekte in den Daten 
erkennen. Für das westdeutsche Modell 
lassen sich, mit Ausnahme der AfD, keine 

signifikanten Effekte von transnationaler 
Solidarität auf die Wahlentscheidung im 
Falle eines allgemein Krisenszenarios 
ablesen. Jene Wähler/innen, welche 
krisenunspezifischen Solidaritätsmaß-
nahmen negativ gegenüberstehen, 
weisen eine höhere Wahrscheinlichkeit 
auf, bei der Europawahl 2019 für die AfD 
gestimmt zu haben. Im Falle eines nati-
onalen Staatsbankrotts geben Wähler/
innen, die „pro Solidarität“ eingestellt 
sind, ihre Stimme eher der SPD und 
weniger wahrscheinlich der FDP. Für 
den Fall eines hohen Migrationsdrucks 
wählen „solidarische“ Wähler/innen 
wahrscheinlicher die Grünen als die AfD. 

Wenden wir uns im nächsten Schritt 
den ostdeutschen Befragten zu (siehe 
Grafik 4). Die Ergebnisse unterscheiden 
sich deutlich von jenen im Westen des 
Landes. Während sich die befragte Wäh-
lerschaft im Westen unterschiedlich zum 
Thema Solidarität und Krisenhilfe zu 
positionieren scheint, spielt das Thema 
für die Wahlentscheidung in Ostdeutsch-
land so gut wie keine Rolle. Wir finden 
lediglich einen signifikanten Effekt für die 
Einstellungen der Befragten zu finanzi-
ellen Solidaritätsleistungen in Zeiten 
steigender Migrationszahlen. Lehnen 
Befragte diese Art von solidarischer Hilfe 
ab, geben sie ihre Stimme eher der AfD.

Grafik 2	 Transnationale Solidarität in Ost- und Westdeutschland

0

1

2

3

4

U
n

te
rs

tü
tz

u
n

g 
S

o
li

d
a

ri
tä

t

Westen Osten

Krisenszenario(allgemein)       Nationaler Staatsbankrott     Anstieg Migranten

Anmerkung: Unterstützung von transnationaler Solidarität. (1) Lehne voll und ganz ab – (4) Stimme 
voll und ganz zu. Datenbasis: Wave gc 2019 (Gesis Panel Team, 2020).

Grafik 3	 Darstellung marginaler Effekte, Westdeutschland

 Anmerkung: Daten zur Europawahl 2019. Standardisierte Effekte; Darstellung der Wählerstimmen: 
Schwarz=CDU/CSU, Rot=SPD, Gelb=FDP, Lila=Die Linke, Grün=Grüne, Blau=AfD. Datenbasis: Wave gc 
2019 (Gesis Panel Team, 2020). 
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Daraus lässt sich schlussfolgern, 
dass Solidarität für die Europawahlent-
scheidung 2019 in Ostdeutschland eine 
geringere Rolle spielte als im Westen. 
Für die meisten Wählergruppen in Ost-
deutschland scheinen andere Themen 
die Wahlentscheidung dominiert zu 
haben. Diese Erkenntnisse unterstützen 
unsere in Hypothese 2 (H2) formulierten 
Erwartungen. .

Diskussion

In diesem Beitrag gingen wir der Frage 
nach dem Zusammenhang zwischen 
transnationaler Solidarität und dem 
Wahlverhalten bei der Europawahl 
2019 in Ost- und Westdeutschland nach. 
Unsere Ergebnisse zeigen, dass transna-
tionale Solidarität gegenüber anderen 
EU-Staaten im Jahr 2019 im Westen 
Deutschlands höher war als im Osten 
(H1). Dies war besonders dann der Fall, 
wenn Hilfeleistungen mit finanziellen 
Umverteilungen zwischen den Staaten 
einhergehen. Die Diskrepanz zwischen 
den beiden Landesteilen könnte 
begründet darin sein, dass die Identifika-
tion mit der EU im Osten Deutschlands 
noch immer niedriger ist als im Westen 
und dies der kürzeren Mitgliedschafts-
dauer geschuldet sein könnte. Zudem 
finden wir einen stärkeren Zusam-
menhang zwischen transnationaler 
Solidarität und der Wahlentscheidung 
im Westen als im Osten (H2). Im Wes-
ten des Landes finden wir signifikante 
Einflüsse für die Wähler/innen von SPD, 
FDP, Grüne und AfD in den verschiede-
nen Krisenszenarien, im Osten Deutsch-
lands scheint transnationale Solidarität 
hingegen lediglich für die Wähler/innen 
der AfD relevant. Dies legt die Vermutung 
nahe, dass 30 Jahre nach der Wiederver-
einigung und 40 Jahre nach der ersten 
Europawahl europäische Fragen in West-
deutschland eine gewisse Bedeutung 
für die Wahlentscheidung innehaben, 
wohingegen im Osten andere Themen 
das Abstimmungsverhalten maßgeblich 
beeinflussen. 

Zu bedenken ist, dass unsere Ergeb-
nisse nur eine Momentaufnahme dar-
stellen und wir keine Entwicklung über 
die Zeit abbilden können. Wie lassen 
sich unsere Befunde nun auf zukünftige 

europäische Krisen übertragen? Sind 
deutsche Wähler/innen bereit europa-
weit Verantwortung zu übernehmen 
und sich in zukünftigen Krisensituatio-
nen solidarisch zu zeigen? Obwohl die 
Zustimmung zu Solidaritätsleistungen 
im Westen minimal höher ist als im Osten 
Deutschlands stellen wir fest, dass die 
Bevölkerung im Allgemeinen bereit wäre, 
anderen EU-Staaten in einer Krisensitu-
ation beizustehen. Diese Bereitschaft 
sinkt jedoch in beiden Landesteilen, 
wenn die Solidaritätsleistungen mit 
finanziellen Verpflichtungen verbun-
den sind. Folglich bedar f es guter 
Gründe und einer transparenten Kom-
munikation seitens der politischen 
Akteure, wenn zwischenstaatliche 
Solidaritätsmaßnahmen implementiert 
werden sollen. Deutsche Wähler/innen 
zeigen sich prinzipiell solidarisch, jedoch 
nicht zu jedem Preis und unter allen 
Umständen. Diese Befunde erlangen 
besonders mit Blick auf die aktuelle 
COVID-19 Pandemie an Relevanz für die 
politischen Entscheidungsträger und 
deren Positionierung zu europaweiten 
Solidaritäts- und Umverteilungsmaß-
nahmen. 
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1	 Ein weiterer Teil der Bevölkerung lässt sich 
keiner der beiden Gruppen zuordnen. 

2	 Wir beschränken unsere Analyse auf die-
jenigen Parteien, die bei der Europawahl 
2019 mindestens 5% der Wählerstimmen 
erreichen konnten. Alle Informationen ent-
stammen den Europawahlprogrammen 
der Parteien. 

3	 „ Inwieweit stimmen Sie der folgenden 
Aussage zu: Deutschland sollte andere 
EU-Länder im Fall eines Staatsbankrotts 
finanziell unterstützen“ (1) Lehne voll und 
ganz ab – (4) Stimme voll und ganz zu.

Erratum

Für die vorherige Version dieses 
Beitrags (ISI 65) wurde ein Fehler in 
den Daten der abhängigen Variable 
festgestellt, welche die Wahlentschei-
dung der Befragten in der Europawahl 
2019 misst. 

Die nun vorliegende überarbeitete 
Fassung bleibt in seiner Kernaussage 
unverändert, korrigiert jedoch die 
fehlerhafte Messung der Variable. Dies 
zieht eine Überarbeitung der Abbil-
dungen 1, 3 und 4 nach sich sowie 
der Ergebnisbeschreibung und Teile 
der Schlussbetrachtung. 

4	 „ Inwieweit stimmen Sie der folgenden 
Aussage zu: Deutschland sollte andere 
EU-Länder im Fall eines starken Anstiegs 
der Zuwandererzahlen finanziell unterstüt-
zen“ (1) Lehne voll und ganz ab – (4) Stimme 
voll und ganz zu.

5	 „Deutschland sollte anderen Ländern der 
Europäischen Union (EU) in Krisensituati-
onen Hilfe gewähren“ (1) Lehne voll und 
ganz ab – (4) Stimme voll und ganz zu.

6	 Die Korrelationen der drei Variablen sind 
in beiden Landesteilen moderat und betra-
gen Werte zwischen 0.48 und 0.61. 

7	 „Wie eng fühlen Sie sich mit der Euro-
päischen Union verbunden?“ (1) Überhaupt 
nicht eng – (4) Sehr eng. 

8	 „Die deutsche Kultur ist durch Einwanderer 
bedroht.“ (1) Lehne voll und ganz ab – (5) 
Stimme voll und ganz zu. 

9	 „Das Bundesland, in dem ich lebe, sollte 
anderen deutschen Bundesländern in Kri-
sensituationen Hilfe gewähren“ (1) Lehne 
voll und ganz ab – (4) Stimme voll und ganz 
zu.

10	 Wir haben t-Tests (homogene Varianzen) 
durchgeführt, um zu testen, ob sich sig-
nifikante Gruppenunterschiede in den 
Daten aufdecken lassen. Alle Mittelwert-
vergleiche sind mindestens auf einem 
10%-Niveau signifikant. Für das Szenario 
eines Anstiegs der Migrantenzahlen finden 
wir sogar hochsignifikante Gruppenunter-
schiede in den Daten (0,1%-Niveau).
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Auch 30 Jahre nach der Wiedervereinigung lassen sich in vielerlei Hinsicht Unter-
schiede zwischen Ost- und Westdeutschland feststellen. Diese betreffen ökono-
mische, politische wie soziale Dimensionen, und damit auch die hier im Fokus 
stehenden Einstellungen und Wahrnehmungen zur Zuwanderung. In diesem Artikel 
gehen wir der Frage nach, wie sich diese Unterschiede hinsichtlich verschiedener 
migrationsbezogener Wahrnehmungen ausgestalten, und inwieweit es auch inner-
halb beider Landesteile regionale Varianz gibt. Die hierfür verwendeten Daten 
stammen aus den Jahren 2014-15 sowie 2018-19. Darüber hinaus ergründen wir 
für den letztgenannten Zeitraum, inwiefern sich diese Unterschiede jeweils durch 
Differenzen in der Bevölkerungszusammensetzung, der wirtschaftlichen Situation 
und der zahlenmäßigen Präsenz Zugewanderter erklären lassen.

Durch neuere Entwicklungen, wie 
beispielsweise die Weltwirtschaftskrise 
ab 2007, die Fluchtmigration nach 
Deutschland ab 2015, oder auch durch 
wiederholte Mobilisierungen durch 
die AfD (Wirz et al. 2018) könnten sich 
diese Unterschiede möglicherweise 
(wieder) vergrößert haben, indem die 
entsprechenden Prozesse in Ost- und 
Westdeutschland abweichende Verläufe 
genommen haben. Die Divergenzen in 
der Bewertung von Migration werden 
auch regelmäßig deutlich, wenn gewählt 
wird und die AfD in den östlichen Bun-
desländern eine vergleichsweise stär-
kere Unterstützung erlangt, denn als 
zentrale Ursache dieser Wahlerfolge 
können ablehnende Einstellungen der 
Wählerinnen und Wähler gegenüber 
Zuwanderung gesehen werden (Arzhei-
mer/Berning 2019; Goerres et al. 2018). 

Doch womit kann erklärt werden, dass 
Vorbehalte gegenüber Zugewanderten 
regional unterschiedlich verbreitet sind? 
Grundsätzlich sind drei Argumentati-
onsstränge zu benennen, die regionale 
Divergenzen  in solchen Einstellungen 
begründen. Ein erster Punkt betrifft regi-
onale Unterschiede in demographischen 

Prozessen wie selektive Abwanderungen 
oder die Alterung der Bevölkerung (Mau 
2019, S. 184-196): Da Alter, Bildung und 
Geschlecht mit migrationsbezogenen 
Haltungen korrelieren können, kann ein 
demographischer Wandel im Hinblick auf 
diese Dimensionen ebenfalls regionale 
Unterschiede in migrationsbezogenen 
bzw. generell politischen Einstellungen 
hervorbringen (Salomo 2019). 

Zweitens liegt der Gruppenkonflikt-
theorie die zentrale Annahme zugrunde, 
dass ablehnende Einstellungen gegen-
über einer gesellschaftlichen Gruppe 
aus der Befürchtung resultieren, dass 
der Stand der eigenen Gruppe bedroht 
wird (Blalock 1967; LeVine/Campbell 
1972). Demnach resultieren Bedro-
hungsgefühle aus der vermeintlichen 
Konkurrenz gesellschaftlicher Gruppen 
um knappe Ressourcen. Regionale Diffe-
renzen in der wirtschaftlichen Situation 
und der Verfügbarkeit von Ressourcen 
können also zu unterschiedlich stark 
ausgeprägten Bedrohungsgefühlen 
führen. In diesem Theoriekontext wird 
auch postuliert, dass die zahlenmäßige 
Präsenz von Zugewanderten als solche 
zu Konkurrenz und Abwertung führt.

Der dritte Argumentationsstrang, 
der regionale Varianzen in negativen 
Einstellungen gegenüber Zuwanderung 
erklärt, ist die Kontakthypothese (All-
port 1954; Pettigrew/Tropp 2006). Die 
Kontakthypothese besagt, dass durch 
Kontakt mit Zugewanderten Vorurteile 
abgebaut werden können. Die Annahme 
hier ist also im Gegensatz zur Gruppen-
konflikttheorie, dass dort, wo mehr 
Zugewanderte leben, auch positivere 
Einstellungen vorherrschen. Durch das 
Sammeln persönlicher Erfahrungen 
mit Mitgliedern einer Gruppe können 

Ausmaß und Ursachen von zuwanderungs-
bezogenen Bedrohungswahrnehmungen  
in Ost- und Westdeutschland 

Boris Heizmann & Nora Huth
GESIS – Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften

Drei Jahrzehnte nach der deutschen 
Wiedervereinigung erscheint manche 
deutsch-deutsche Kluft zwar verringert, 
beide Landesteile sind jedoch nach wie 
vor durch eine Reihe wechselseitiger 
Differenzen gekennzeichnet. Dies gilt 
sowohl für wirtschaftliche und soziale 
Entwicklungen, aber auch für das poli-
tische Klima. Im letztgenannten Kontext 
ist insbesondere die Wahrnehmung von 
Migration als Bedrohungen seit einiger 
Zeit eine hochrelevante Thematik. Ausge-
hend von Entwicklungen direkt nach der 
Wiedervereinigung und Vorkommnissen 
wie den rassistischen Ausschreitungen 
1992 in Rostock-Lichtenhagen entstand 
bereits früh ein Forschungsinteresse 
an deutsch-deutschen Unterschieden 
in interethnischen Einstellungen.  Die 
sozialwissenschaftliche Betrachtung 
solcher Bedrohungswahrnehmungen im 
regionalen und/oder Ost-West-Vergleich 
hat inzwischen eine gewisse Tradition: 
Häufig wurde in der Literatur ein Ost-
West-Gefälle in solchen Wahrnehmun-
gen berichtet (Decker et al. 2010; Weins 
2011), es wurden jedoch auch Konver-
genzen über die Zeit ermittelt (Diehl/
Tucci 2010). 



ISI 65 – Juni 2020	 Seite 29

verzerrte Wahrnehmungen, auf die sich 
das bisherige Gruppenbild gestützt hat, 
mittels neuer Eindrücke ersetzt werden. 
Weil nicht in allen Regionen Deutsch-
lands die gleichen Kontaktmöglichkeiten 
mit Zugewanderten bestehen, dürften 
auch die Kontakthäufigkeiten und somit 
Vorbehalte gegenüber Zugewanderten 
regional unterschiedlich ausfallen. 

Aufgrund dieser Argumente und 
den oben ausgeführten Entwicklungen 
stellt sich die Frage, welches Ausmaß an 
Ost-West-Differenzen aktuell und im Ver-
gleich zu früheren Jahren besteht. Wir 
gehen zur Beantwortung dieser Frage 
in mehrerlei Hinsicht differenzierend 
vor. Zum einen zeigen wir, dass dem 
Ost-West-Unterschied beträchtliche 
Varianz innerhalb beider Landesteile – 
also zwischen den jeweiligen Bundes-
ländern – entgegensteht. Zum zweiten 
differenzieren wir zwischen verschie-
denen Formen der Wahrnehmung von 
Zuwanderung als Bedrohung und folgen 
damit soziologischen und sozialpsycho-
logischen Ansätzen und empirischen 
Studien, die eine solche Differenzierung 
nahelegen (Bobo 1983; Callens/Meule-
man 2017; Heizmann 2016; Stephan/
Stephan 2000). Damit prüfen wir, inwie-
weit die Ost-West-Unterschiede davon 
abhängen, ob es etwa um Befürchtun-
gen negativer wirtschaftlicher Folgen 
oder um eine Bedrohung kultureller 
Art geht. Schließlich gehen wir mit den 
aktuell verfügbaren Daten aus 2018-2019 
der Frage nach, welche Bundesland-
merkmale Differenzen in ökonomischen, 
kulturellen und generellen Bedrohungs-
gefühlen erklären können.

Für die Untersuchung regionaler Vari-
anz in der Bedrohungswahrnehmung 
und deren Ursachen verwenden wir 
den deutschen Datensatz des European 
Social Survey1. Wir gehen hierbei wie 
folgt vor: Zunächst vergleichen wir für die 
Alten und Neuen Bundesländer, wie sich 
die Wahrnehmung von Zuwanderung als  
ökonomische, kulturelle und generelle 
Bedrohung in den Erhebungsrunden 
der Jahre 2002-03 bis 2018-19 entwickelt 
hat. In einem zweiten Schritt stellen wir 
anhand von Landkarten die regionalen 
Unterschiede in der Bedrohungswahr-
nehmung der Jahre 2014-15 und denen 
der Jahre 2018-19 gegenüber. Schließlich 

untersuchen wir mittels Mehrebenen-
modellen und den Daten aus 2018-19, 
inwiefern Unterschiede zwischen Ost- 
und Westdeutschland durch Merkmale 
der Bevölkerung und der Bundesländer 
erklärt werden können.2

Ost- West-Unterschiede: leichte 
Konvergenz bei ökonomischer 
und allgemeiner Bedrohung 
ab 2008, leichte Divergenz bei 
kultureller Bedrohung

Grafik 1 zeigt die zeitliche Entwick-
lung des Ausmaßes verschiedener 
Bedrohungsgefühle für Ost- und West-
Deutschland. Die Fragetexte lauten: „Was 
würden Sie sagen, ist es im Allgemeinen 
gut oder schlecht für die deutsche 
Wirtschaft, dass Zuwanderer hierher 
kommen?“ (im Folgenden: ökonomische 
Bedrohung) „Würden Sie sagen, dass 
das kulturelle Leben in Deutschland 
im Allgemeinen durch Zuwanderer 
untergraben oder bereichert wird?“ 
(im Folgenden: kulturelle Bedrohung) 
„Wird Deutschland durch Zuwanderer zu 
einem schlechteren oder besseren Ort 
zum Leben?“ (im Folgenden: allgemeine 
Bedrohung), jeweils mit einer Skala 
von 0 bis 10. Hier lassen sich mehrere 
Aspekte erkennen. Zum einen sind für 
ökonomische und allgemeine Bedro-
hungen leicht abnehmende Trends zu 

beobachten. Die Ost-West-Differenzen 
verstärken sich jedoch zunächst mit 
einem Höhepunkt um 2008/2010 herum 
(mit einem Skalenunterschied von 0,7 für 
die allgemeine Bedrohung und 0,6 für die 
ökonomische Bedrohung), um sich dann 
über die Folgejahre hinweg wieder etwas 
anzunähern. Durchschnittlich ist der 
Unterschied über alle Zeitpunkte 0,52 
und 0,48, in der letzten betrachteten 
Runde liegen sie bei 0,62 und 0,41. Für 
die Kulturelle Bedrohung ist ein relativ 
stabiles, gleichzeitig aber niedrigeres 
Niveau zu betrachten. Die durchschnitt-
liche Differenz zwischen Ost und West 
ist hierbei mit 0,31 Skalenpunkten am 
geringsten. Generell gibt es jedoch für 
diesen Indikator eine leichte Ausein-
anderentwicklung über die Zeit, mit 
höheren Werten in Ostdeutschland ab 
2010 und einer Differenz von aktuell 0,59 
Skalenpunkten. Insgesamt zeigt das Bild 
also ab 2008/2010 einen stabilen bzw. 
sogar leicht ansteigenden Ost-West-
Unterschied in diesen Wahrnehmungen. 

In Grafik 2 zeigen wir die Bedro-
hungsgefühle pro Bundesland für fünf 
in 2014-15 erhobene3 und drei in 2018-19 
erhobenen Bedrohungsmerkmale. Bevor 
wir uns den Jahren 2018-19 zuwenden, 
konzentrieren wir uns zunächst auf die 
Befragung der Jahre 2014-15, also die in 
Grafik 2 oben dargestellten fünf Land-
karten. In diesem Erhebungszeitraum 

Grafik 1	 Bedrohungsgefühle im Zeitverlauf in West- und Ostdeutschland

p
o

si
ti

v
1

2
3

4
5

6
7

8
9

n
eg

at
iv

2002 2006 2010 2014 2018 2002 2006 2010 2014 2018

Alte Bundesländer Neue Bundesländer

Ökonomische Bedrohung      Kulturelle Bedrohung

Allgemeine Bedrohung

E
rw

a
rt

et
e 

K
o

n
se

q
u

en
ze

n
 d

u
rc

h
 Z

u
w

a
n

d
er

u
n

g

Datenbasis: European Social Survey, Runde 1-9, gewichtet (Designgewicht), eigene Berechnungen
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liegen neben Informationen zu den obi-
gen Fragen zusätzlich Informationen zu 
den eingeschätzten Auswirkungen von 
Zuwanderung auf das Gesundheits- und 
Sozialsystem vor: „Die meisten Zuwan-
derer, die hierher kommen, arbeiten und 
zahlen Steuern. Sie nehmen außerdem 
das Gesundheitssystem und Sozialleis-
tungen in Anspruch. Wenn Sie abwägen, 
denken Sie, dass Zuwanderer mehr 
bekommen als sie geben, oder mehr 
geben, als sie bekommen?“ Außerdem 
gibt es eine Frage zu den wahrge-
nommenen Konsequenzen für den 
Arbeitsmarkt: „Was würden Sie sagen, 
nehmen Zuwanderer, die hierher kom-
men, im Allgemeinen Arbeitnehmern in 
Deutschland die Arbeitsplätze weg oder 
helfen sie im Allgemeinen, neue Arbeits-
plätze zu schaffen?“ Für die regionale 
Betrachtung der Merkmale ist zunächst 
für 2014-15 einschränkend zu sagen, 
dass diese auf durchschnittlich knapp 
190 Befragten pro Bundesland basieren. 
Eine gewisse Ungenauigkeit in diesen 
Einschätzungen ist also unvermeidbar, 
insbesondere für die kleineren Bundes-
länder. Wir behalten für alle Teilgrafi-
ken dieselbe Farbskalierung bei: Rote 
Flächen entsprechen einer Bewertung 

von Zuwanderung als Bedrohung, blaue 
einer positiven Bewertung von Zuwan-
derung und helle Flächen entsprechen 
jeweils einem Wert nahe dem Skalen-
mittelpunkt 5. Dies ermöglicht auch 
einen generellen Vergleich zwischen 
den betrachteten Bedrohungsniveaus. 
So fällt auf, dass – wie bereits in Grafik 
1 angedeutet – kulturelle Bedrohungsge-
fühle den geringsten Wert aufweisen. Die 
Wahrnehmung einer Mehrbelastung des 
Gesundheits- und Sozialsystems weist 
hingegen die höchsten Werte auf. 

Gleichzeitig werden für die kulturelle 
sowie die allgemeine Bedrohung die 
heterogensten Ergebnisse ermittelt. 
Hier ist die Varianz auch innerhalb West-
deutschlands relativ stark ausgeprägt, 
wohingegen die Folgen von Zuwande-
rung für die Arbeitsmarktkonkurrenz 
und das Gesundheits- und Sozialsystem 
relativ homogen bewertet werden. In 
Ostdeutschland sind zudem deutliche 
Unterschiede hinsichtlich der wir t-
schaftlichen Bedrohung auszumachen. 
Alle Indikatoren für 2014-15 gemeinsam 
betrachtend lässt sich anhand der Domi-
nanz der blauen Flächen feststellen, dass 
Zuwanderung in weiten Teilen Deutsch-
lands für verschiedene gesellschaftliche 

Bereiche eher als Bereicherung anstatt 
als Belastung angesehen wird.

Ferner wird deutlich, dass für alle 
Indikatoren zwar ein Unterschied zwi-
schen Ost und West vorliegt, dieser aber 
an einigen Stellen dadurch relativiert 
wird, dass die Bedrohungsgefühle auch 
innerhalb Ost- und Westdeutschlands 
variieren. Trotz dieser Variation sind 
jedoch im Vergleich beider Landesteile 
in Ostdeutschland stets stärkere Bedro-
hungsgefühle als in Westdeutschland 
vorzufinden. Folglich sprechen diese 
Grafiken für einen entsprechenden 
Ost-West-Unterschied von prinzipieller 
Natur, da er über alle gezeigten Formen 
der Bedrohung hinweg zutage tritt.

Regionale Ausprägung der 
Bedrohungsgefühle relativ stabil

Für die ökonomische, kulturelle und 
allgemeine Bedrohung liegen überdies 
neuere Zahlen vor, welche auf durch-
schnittlich knapp 150 Personen pro 
Bundesland basieren. Vergleicht man 
die entsprechenden Werte in Grafik 2 für 
2018-19, so stellen sich relativ ähnliche 
Werte ein wie für 2014-15. Der seit 2014-
15 vollzogene leichte Anstieg kultureller 

Grafik 2	 Bedrohungsgefühle in Deutschland im regionalen und temporalen 
Vergleich
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Bedrohung, die Abnahme ökonomischer 
Bedrohungen sowie die relativ kons-
tante allgemeine Bedrohung aus Grafik 
1 ist auch hier zu erkennen. Was auffällt 
ist, dass in Mecklenburg-Vorpommern 
eine Zunahme kultureller und allgemei-
ner Bedrohungen zu erkennen ist, auch 
wenn dies, wie oben erwähnt, aufgrund 
der Fallzahlen nicht überinterpretiert 
werden darf. 

Zusammenfassend lässt sich feststel-
len, dass Ost-West-Unterschiede beste-
hen, jedoch gleichzeitig eine gewisse 
Variation der betrachteten Indikatoren 
innerhalb beider Landesteile vorliegt. 
Dies wirft, wie oben beschrieben, die 
Frage nach regionalen Einflussfaktoren 
auf, welche auf bundesland-spezifischen 
Differenzen etwa in der wirtschaftlichen, 
aber auch der zuwanderungsbezogenen 
Situation basieren können (sogenannte 
Kontextef fekte). Da diese Faktoren 
z wischen Ost und West variieren, 
können sie auch die diesbezüglichen 
Unterschiede erklären.  Darüber hinaus 

können die Abweichungen auch durch 
eine unterschiedliche Bevölkerungs-
zusammensetzung entstehen, etwa 
hinsichtlich der Altersstruktur oder 
anderer bedeutsamer Eigenschaften 
der Bevölkerung (sogenannte Kompo-
sitionseffekte). In Tabelle 1 wenden wir 
uns daher schließlich der Ursachen-
analyse ökonomischer, kultureller und 
allgemeiner Bedrohungsgefühle für die 
Jahre 2018-19 zu. Hierzu werden hierar-
chische Mehrebenenmodelle geschätzt, 
welche als zweite, übergeordnete Ebene 
die deutschen Bundesländer beinhalten.

Für jede der drei Bedrohungsformen 
berechnen wir drei Modelle, in denen 
schrittweise zusätzliche Prädiktoren 
berücksichtigt werden. Im ersten Modell 
(A1, B1 und C1) betrachten wir aus-
schließlich die Unterschiede zwischen 
Ost- und Westdeutschland hinsichtlich 
der Wahrnehmung von Zuwanderung als 
Bedrohung. Im zweiten Modell (A2, B2 
und C2) berücksichtigen wir zusätzlich 
Individualmerkmale der Befragten. Im 

letzten Modell (A3, B3 und C3) betrach-
ten wir zusätzlich kontextuelle Faktoren 
der Bundesländer.

Wie jeweils dem ersten Modell A1, B1 
und C1 der verschiedenen Bedrohungs-
gefühle in Tabelle 1 zu entnehmen ist, 
wird Zuwanderung von der Bevölkerung 
in ostdeutschen Bundesländern durch-
schnittlich stärker als Bedrohung bewer-
tet als in westdeutschen Bundesländern. 
Dies zeigt sich insbesondere für das 
kulturelle und allgemeine Bedrohungs-
merkmal. Somit bestätigt sich auch hier 
der Eindruck, den wir bereits infolge der 
deskriptiven Untersuchungen gewonnen 
haben. 

Bewertung des Einflusses von 
Zuwanderung auf die Kultur am 
stärksten polarisiert

In den Modellen A2, B2 und C2 wird 
erkenntlich, dass die Ost-West-Unter-
schiede in den Bedrohungsgefühlen 
nicht auf regionale Dif ferenzen in 

Tabelle 1	 Mehrebenenanalyse der Bedrohungsgefühle in Deutschland 

ökonomische Bedrohung kulturelle Bedrohung allgemeine Bedrohung

Modell A1 Modell A2 Modell A3 Modell B1 Modell B2 Modell B3 Modell C1 Modell C2 Modell C3

Ost-West (Ref: West) .42* .49** .30 .64* .78*** .63* .58* .65** .41
Geschlecht (Ref.: weiblich) -.10 -.10 .57*** .57*** .18 .18
Alter -.01*** -.01*** -.01 -.01 .00 .00
Höchster erlangter Bildungsabschluss

Niedrig (Ref.)
Mittel -.73*** -.73*** -.65** -.65** -.48* -.47*
Hoch -1.55*** -1.52*** -1.77*** -1.74*** -1.17*** -1.15***

Arbeitsmarktstatus
In bezahlter Arbeit (Ref.)
Erwerbslos -.4 -.4 -.25 -.24 -.45 -.44
In Ausbildung -1.37*** -1.37*** -1.47*** -1.46*** -1.16*** -1.16***
Im Ruhestand, Hausarbeit, etc. .30* .30* .37* .37* .24 .24

Politische Orientierung
Links (Ref.)
Mitte .48** .48** .94*** .94*** .81*** .80***
Rechts 1.39*** 1.38*** 2.23*** 2.22*** 1.65*** 1.65***
Weiß nicht .72 .71 1.72*** 1.72*** 1.71*** 1.71***

Einkommenszufriedenheit
Komme gut zurecht (Ref.)
Komme zurecht .41*** .41*** .45*** .45*** .32** .32**
Komme schwer zurecht 1.23*** 1.24*** 1.14*** 1.15*** 1.23*** 1.24***
Komme sehr schwer zurecht 2.15*** 2.18*** 1.44** 1.48** 1.30** 1.32**

Regionalprädiktoren
Erwerbslosenquote -.19 -.50 -.18
Anteil ausländischer Bevölkerung -.69* -.82* -.84*

Konstante 3.76*** 4.69*** 5.10*** 3.81*** 3.50*** 4.07*** 4.57*** 4.13*** 4.62***

Datenbasis: European Social Survey, Runde 9, eigene Berechnungen 
N=1751; *  p<.05, ** p<.01, *** p<.001



Seite 32	 	        ISI 65 – Juni 2020

der Bevölkerungszusammensetzung 
zurückzuführen sind: Da sich auch nach 
Kontrolle dieser Individualmerkmale ein 
- sogar leicht verstärkter4 - Ost-West-
Unterschied zeigt, ist zu vermuten, 
dass weniger die Zusammensetzung der 
Bevölkerung in den Regionen, sondern 
eher Kontexteffekte der Bundesländer 
diese Unterschiede hervorrufen. 

Es zeigt sich, dass sich der Bildungs-
grad, die politische Orientierung, und die 
finanzielle Situation auf die Bewertung 
von Zuwanderung als Bedrohung nieder-
schlagen. Insbesondere die politische 
Orientierung hängt mit unterschiedli-
chen Einstellungen gegenüber Zuge-
wanderten zusammen. Politisch rechts 
orientierte Personen unterscheiden sich 
von politisch links orientierten Personen 
besonders stark in ihrer Wahrnehmung 
von Zuwanderung als kulturelle Bedro-
hung. Generell wird beim Vergleich der 
drei Bedrohungsindikatoren deutlich, 
dass hinsichtlich der kulturellen Bedro-
hung meist die stärksten Einflüsse ermit-
telt werden. Dies bedeutet, dass die 
Einstellungen bezüglich dieser Frage am 
stärksten entlang der von uns betrach-
teten Merkmale polarisiert sind. Eine 
wichtige Ausnahme hiervon betrifft die 
Bewertung des Haushaltseinkommens, 
welche den vergleichsweise stärksten 
Einfluss auf die ökonomische Bedrohung 
hat.  Dies spricht für die von uns vermu-
tete und oben begründete Spezifität der 
verschiedenen Bedrohungsgefühle.

Mangel an Erfahrung mit 
Zuwanderung entscheidend für 
Ost-West-Unterschiede

Im letzten Schritt berücksichtigen wir in 
den Modellen A3, B3 und C3 zusätzlich 
Merkmale der Bundesländer. Während 
eine höhere Arbeitslosigkeit eines Bun-
deslandes nicht mit einer tendenziell 
negativeren Einstellung zu Zugewan-
derten einherzugehen scheint, finden 
wir einen signifikant negativen Effekt für 
den Anteil ausländischer Bevölkerung in 
der Region. Somit wird Zuwanderung 
in Bundesländern mit einem höheren 
Anteil ausländischer Bevölkerung posi-
tiver bewertet als in Bundesländern mit 
wenig Zugewanderten. Dies entspricht 
den in der Kontakthypothese formu-

lierten Vermutungen. Mit der Aufnahme 
der regionalen Arbeitsmarkt- und 
zuwanderungsbezogenen Situation 
sind die Ost-West-Unterschiede in den 
wirtschaftlichen und allgemeinen Bedro-
hungsgefühlen nicht mehr statistisch 
signifikant. Unterschiede in der Wahr-
nehmung einer kulturellen Bedrohung 
können jedoch nicht vollständig durch 
diese Kontexteffekte erklärt werden, 
sodass hierfür weitere von uns nicht 
beachtete Faktoren die Ursache sein 
dürften.5 Dies könnten beispielsweise 
die von Mau (2019) beschriebenen 
gesamtgesellschaftlichen Verwerfungen 
im Zuge der Wende 1989 sein und mit 
den damit einhergehenden, individuell 
erlebten Verlusterfahrungen zusammen-
hängen. Diese These lässt sich jedoch 
mit den hier zugrunde gelegten Daten 
nicht empirisch klären.

Auch diese Ergebnisse legen nahe, 
dass bedeutsame regionale Variation 
besteht, welche die Ost-West-Unter-
schiede teilweise erklären können. 
Frühere Forschungen konnten auf Basis 
verschiedener geografischer Skalierun-
gen ebenfalls zeigen, dass ein Mangel an 
Erfahrung mit Zuwanderung im Sinne 
der Kontakthypothese eine wichtige 
Erklärung für Ost-West-Unterschiede 
ist (Wagner et al. 2006; Wagner et al. 
2003; Weins 2011). Dies ist auch in der 
aktuellen Situation ein entscheidender 
regionaler Faktor, wie unsere Analysen 
zeigen.

Fazit

Zusammenfassend lässt sich sagen, 
dass Ost-West-Unterschiede in den 
Einstellungen zur Zuwanderung wei-
terhin nachweisbar sind. Gleichwohl ist 
zu beachten, dass diese Unterschiede 
einerseits von der zeitlichen Dimension 
abhängen, andererseits aber auch 
davon, welche Form der Bedrohung 
betrachtet wird, wie wir eingangs auf 
Basis verschiedener Theorien vermutet 
hatten. Gleichzeitig wurde deutlich, 
dass es auch innerhalb Ost- und West-
deutschlands regionale Unterschiede 
gibt, sodass auch im westlichen Teil des 
Landes Regionen mit stärker ausgepräg-
ten Bedrohungswahrnehmungen exis-
tieren. Dies wird im öffentlichen Diskurs 

jedoch weit weniger thematisiert als die 
Unterschiede zwischen Ost und West.

Hinsichtlich der Ursachen aktueller 
Ost-West-Unterschiede konnten unsere 
Modellierungen zeigen, dass diese 
Differenzen weniger auf systematische 
Unterschiede in der Bevölkerungszu-
sammensetzung, sondern vielmehr auf 
Unterschiede der Eigenschaften der 
Bundesländer zurückzuführen sind. 
Dementsprechend finden sich Hinweise, 
dass sich Differenzen in der Wahrneh-
mung ökonomischer und allgemeiner 
Bedrohung auf ein Gefälle im Anteil 
von Zugewanderten im Bundesland 
zurückführen lassen. Dies unterstützt 
die Annahme, dass auch die 2018-19 
bestehenden regionalen Differenzen 
in Einstellungen zu Zugewanderten in 
ungleichen Kontaktmöglichkeiten bzw. 
demographischen Er fahrungen mit 
Zugewanderten begründet liegen.

Die Tatsache, dass sich die Ost-West-
Unterschiede wiederholt und auch mit 
aktuellen Daten zu einem guten Teil auf 
diesen Mangel an Erfahrung zurückfüh-
ren lassen, macht deutlich, wie wichtig 
die Rolle des politischen, aber auch des 
generellen Migrationsdiskurses sein 
dürfte, sei es in den Massenmedien, den 
sozialen Medien oder in der Gesellschaft 
allgemein. Was mancherorts zumindest 
teilweise Normalität geworden ist, stellt 
anderenorts wiederum eine gefühlte 
Bedrohung durch das Unbekannte 
dar. Diese Unterschiede sollten in den 
Debatten und Berichten über das Migra-
tionsgeschehen in Deutschland stärker 
berücksichtigt werden. 
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land Probleme mit der Kriminalität zu- 
oder abnehmen. Es stellt sich jedoch die 
Frage, inwiefern Zuwanderung als Lösung 
für nationale Kriminalitätsprobleme 
gesehen werden könnte. Möglicherweise 
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und somit wären die Ergebnisse kaum ver-
gleichbar mit den anderen hier gezeigten 
Indikatoren, weswegen wir ihn hier nicht 
berücksichtigen können. Für den Indikator 
zum Gesundheits- und Sozialsystem dürfte 
diese Unplausibilität angesichts des öffent-
lich breit diskutierten potenziellen Vor-
teils von Zuwanderung angesichts eines 
demografischen Wandels nicht zutreffen, 
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gezeigten Indikatoren zu den wirtschaft-
lichen bzw. allgemeinen Auswirkungen.

4	 Dieser leichte Anstieg ist möglichweise 
darauf zurückzuführen, dass die verwen-
deten Variablen auf der Individualebene 
ihrerseits mit der Verortung der Befragten 
(Ost oder West) zusammenhängen. Gleich-
zeitig erzeugen diese Zusammenhänge 
jedoch nicht den beobachteten Ost-West-
Unterschied. 

5	 Die Betrachtung der Modelle A3 bis C3 mit 
einer getrennten Aufnahme der Arbeitslo-
senquote und des Anteils ausländischer 
Bevölkerung weisen vergleichbare Ergeb-
nisse wie im hier gezeigten vollständigen 
Modell auf. Zudem bestätigt die getrennte 
Betrachtung der beiden Kontexteffekte, 
dass dem Anteil ausländischer Bevölke-
rung die primäre Rolle für die Erklärung 
von Ost-West-Unterschieden in der Wahr-
nehmung von Zugewanderten zukommt. 
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Das GESIS Panel ist eine Panelbefragung mit sechs Erhebungen pro Jahr, die 
verallgemeinerbare Aussagen auf die deutschsprachige Wohnbevölkerung der 
Bundesrepublik Deutschland zulässt. Einzigartig für Deutschland ist, dass mit 
dem GESIS Panel, Forschenden aus den Sozialwissenschaften und benachbarten 
Disziplinen die Gelegenheit geboten wird, in der Regel kostenfrei eigene Längs- 
oder Querschnittbefragungen durchzuführen. Das GESIS Panel dient auch als 
zentrale Datenerhebungsinfrastruktur des Projektes „Veränderung durch Krisen? 
Solidarität und Entsolidarisierung in Deutschland und Europa“ (Solikris). Im fol-
genden Beitrag wird das GESIS Panel zunächst allgemein vorgestellt. Anschlie-
ßend wird seine Nutzung zur Beantwortung der Solikris-Fragestellungen in den 
einzelnen Arbeitspaketen besprochen. Der Beitrag schließt mit einer beispielhaften 
Darstellung qualitativer Anmerkungen der Studienteilnehmer*innen zum Solikris-
Fragenprogramm. Die entsprechenden Kommentare unterstreichen die Relevanz 
der behandelten Themen. 

möglichst klein zu halten, so ist er doch 
nicht komplett zu verhindern. Eine 
dauerhafte Nichtteilnahme kann unter-
schiedliche Gründe haben. Einerseits ist 
es möglich, dass sich Teilenehmer*in-
nen aus intrinsischen Gründen (bspw. 
mangelndem Interesse) nicht mehr an 
der Befragung beteiligen. Andererseits 
können aber auch extrinsische Gründe 
vorliegen. Hierzu zählen u.a. das Auss-
cheiden aus der Zielpopulation (im Fall 
des GESIS Panels etwa durch die Verle-
gung des permanenten Wohnsitzes ins 
Ausland) und der Tod der teilnehmenden 
Person. In einem gewissen Maße kann 
einem Anstieg  intrinsisch motivierter 
Ausfälle jedoch entgegengewirkt werden. 
So wird im GESIS Panel darauf geachtet, 
die Umfragen thematisch möglichst 
abwechslungsreich zu gestalten und 
inhaltlich sehr ähnliche Befragungen in 
kurzer zeitlicher Abfolge zu vermeiden. 
Zudem werden Teilnehmer*innen erst 
nach dreimaliger sukzessiver Nichtteil-
nahme aus der Stichprobe entfernt. 
Ausgenommen hiervon sind Personen, 

die sich direkt an das GESIS Panel 
wenden und erklären, dass sie nicht 
mehr an der Befragung teilnehmen 
möchten. Mit Ausnahme solcher aktiven 
Abmeldungen, ist es sinnvoll, einzelne 
Personen erst nach einer mehrmaligen 
Nichtteilnahme aus der Panelstichprobe 
zu entfernen, da die fehlende Teilnahme 
an ein oder zwei Befragungen auch 
durch zeitlich begrenzte Veränderungen 
verursacht sein kann. Hierzu kann etwa 
eine längere Abwesenheit vom Wohnort 
aus beruflichen oder gesundheitlichen 
Gründen zählen. Da mit ansteigen-
dem Alter auch die Wahrscheinlichkeit 
gesundheitlicher Probleme zunimmt, ist 
diese Regelung auch sinnvoll, um einer 
überproportionalen Panelmortalität 
in älteren Kohorten entgegenzuwirken 
(Motel-Klingebiel et al., 2019). Eine weit-
ere Maßnahme zur Reduzierung von 
Panelausfällen stellt die enge Betreu-
ung der Befragungsteilnehmer*innen 
durch ein Panelmanagement dar. Dieses 
bietet den Teilnehmenden u.a. eine 
telefonische Kontaktmöglichkeit, um 
eventuelle Fragen zu klären. 

Da sich Panelausfälle dennoch aus 
den genannten Gründen nie vollkommen 
vermeiden lassen, wird die Stichprobe 
des GESIS Panels regelmäßig durch Auf-
frischungsstichproben ergänzt. Hierfür 
wurden in den Jahren 2016 und 2018 die 
Stichproben der Allgemeinen Bevölke-
rungsumfrage der Sozialwissenschaften 
(ALLBUS) nachgenutzt („piggyback sur-
vey“). Am Ende des ALLBUS-Interviews 
wurden die Befragten gebeten, an einer 
weiteren Umfragestudie – dem GESIS 
Panel – teilzunehmen. Im ALLBUS wer-
den Personen befragt, die 18 Jahre oder 
älter sind. Anders als bei der Anfangs-
stichprobe des GESIS Panels, findet 

Die Nutzung des GESIS Panel als offene 
Umfrageinfrastruktur für innovative 
Forschungsprojekte

Steffen Pötzschke & Bernd Weiß
GESIS – Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften

Die Befragungsinfrastruktur des GESIS 
Panels wurde 2013 am GESIS – Leibniz-
Institut für Sozialwissenschaften aufge-
baut. Im darauffolgenden Jahr ging die 
Erhebung in den Regelbetrieb über. Die 
probabilistische Ausgangsstichprobe1 
des Panels wurde in einem zweistufi-
gen Verfahren auf der Grundlage kom-
munaler Melderegister realisiert. Dabei 
bestand die Zielpopulation aus deutsch-
sprachigen Personen im Alter von 18 bis 
70 Jahren, die ihren ständigen Wohnsitz 
in Deutschland haben. Zur ersten regu-
lären Befragung wurden im Februar 2014 
ca. 4.900 Teilenehmer*innen eingela-
den. Eine ausführliche Darstellung der 
Aufbau- und Rekrutierungsphase des 
GESIS Panels findet sich bei Bosnjak et 
al. (2018). 

Eine konstante Herausforderung für 
Panelbefragungen stellen Panelaus-
fälle dar (Schupp 2019). Dabei handelt 
es sich um die sukzessive Abnahme 
der Gesamtzahl an Befragungsteilneh-
mer*innen im Zeitverlauf. Wenngleich 
es wünschenswert ist, diesen Effekt 
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hier also keine Deckelung des Alters 
der Teilnehmer*innen statt. Aus diesem 
Grund kann diese Teilstichprobe auch 
Personen enthalten, die zum Zeitpunkt 
der Rekrutierung das 70. Lebensjahr 
bereits überschritten hatten. Die übrigen 
Auswahlkriterien gleichen sich in beiden 
Fällen. Aufgrund der zwei Auffrischungen 
verzeichnete das GESIS Panel im Juni 
2019 insgesamt etwas mehr als 4.000 
Panelisten (Bretschi et al., 2019). Eine 
detaillierte Darstellung des Vorgehens 
bei der Rekrutierung der zusätzlichen 
Teilnehmer*innen findet sich bei Schau-
rer und Weyandt (2018).

Das GESIS Panel ist prädestiniert 
für die Umsetzung innovativer 
Forschungsprojekte 

Die Datenerhebungen, im Panelkontext 
spricht man von Erhebungswellen, fin-
den im GESIS Panel alle zwei Monate 
statt. Insgesamt werden also sechs 
Wellen pro Jahr realisiert, wobei die 
Teilnahme an den Befragungen sowohl 
online als auch postalisch möglich ist. 
Die Stichprobe des GESIS Panels enthält 
also auch Personen, die sich nicht via 
Internet an einer wissenschaftlichen 
Studie beteiligen können oder wollen. 
Etwa 27 Prozent der Teilnehmer*innen 
nutzen gegenwärtig den postalischen 
Befragungsmodus (Stand Juni 2019, vgl. 
Bretschi et al. 2019). 

Der wesentliche Vorteil der Nutzung 
des GESIS Panels besteht für Forschende 
in der Tatsache, dass sie als externe 
Wissenschaftler*innen mit Hilfe dieser 
Infrastruktur eigene Daten erheben kön-
nen, ohne selbst die logistischen Her-
ausforderungen eines Umfrageprojektes 
meistern zu müssen. Die Durchführung 
einer eigenen Befragung ist kostenfrei 
oder zu vergleichsweise niedrigen Kos-
ten möglich. Ausführliche Informationen 
zur Einreichung eigener Fragen finden 
sich auf der Website des GESIS Panels: 
https://www.gesis.org/gesis-panel. 

Die Fragebögen des GESIS Panels 
sind modular aufgebaut. Ein Teil der 
Befragungszeit ist in jeder Welle für 
sogenannte Kernmodule reser viert. 
Diese Module haben in jeder der sechs 
jährlichen Erhebungen unterschiedliche 
thematische Ausrichtungen und werden 

im Jahresabstand jeweils in derselben 
Welle implementiert. Hierdurch liegen zu 
diesen Aspekten nicht nur stets aktuelle 
Angaben vor, vielmehr lassen sich auch 
Veränderungen im Zeitverlauf abbilden. 
Die Kernmodule erfassen u. a. politische 
Teilhabe, Wohlbefinden, Einstellungen 
zum Umweltschutz und grundlegende 
soziodemografische Kenngrößen. Somit 
liegt allen Datennutzenden bereits eine 
Zahl häufig genutzter Kontrollvariablen 
vor, die nicht in den einzelnen Studien 
erfasst werden müssen.

Durch die Kernmodule wird jedoch 
nur ungefähr ein Vier tel der Befra-
gungszeit (ca. 5 Minuten) der einzelnen 
Wellen abgedeckt. Der weitaus größere 
Teil der Befragung steht hingegen der 
wissenschaftlichen Gemeinschaft offen 
und wird durch externe Einreichungen 
bestritten. Diese Einreichungen dür-
fen in der Regel jeweils ebenfalls ca. 5 
Minuten Befragungszeit beanspruchen. 
Hierbei sind sowohl einmalige (quer-
schnittliche), als auch mehrmalige 
(längsschnittliche) Erhebungen möglich. 
Das o.g. Erhebungsintervall des GESIS 
Panels erlaubt diesen Projekten – einen 
entsprechenden Planungsvorlauf vor-
ausgesetzt – eine hohe Flexibilität. 
Werden (wie im Solikris-Projekt) sehr 
komplexe Gegenstände untersucht, ist 
es zudem möglich, mit Hilfe mehrerer 
Fragenbogenmodule unterschiedliche 
Facetten derselben zu beleuchten.

Die Gestaltung eines Großteils der 
Befragungen mit externen Einreichun-
gen führt auch dazu, dass der kumulative 
Datensatz des GESIS Panels bereits Anga-
ben zu einem weiten  und, verglichen mit 
anderen Umfrageprogrammen, häufig 
einzigartigem Themenspektrum enthält. 
Bisherige Teilstudien beschäftigten sich 
bspw. mit Umweltaspekten, Konsum-
verhalten, Fragen der nationalen und 
ethnischen Identität, der Einstellungen 
zu gleichgeschlechtlichen Beziehungen 
und mit individueller Mobilität. Neben 
diesen inhaltlichen Themen wurde 
zudem bereits eine Reihe umfrageme-
thodischer Fragestellungen bearbeitet 
(GESIS Panel 2020).

Selbstverständlich werden alle ein-
gereichten Fragebogenmodule auf ihre 
Eignung sowie Qualität geprüft und 
durchlaufen ein mehrstufiges, externes 

Begutachtungsverfahren. 

Das Solikris-Projekt im GESIS 
Panel

Seit 2007 waren auf globaler, euro-
päischer und nationaler Ebene meh-
rere Phänomene zu beobachten, die 
gemeinhin als „Krisen“ beschrieben 
werden. Dabei beziehen sich diese 
Krisensituationen auf unterschiedliche 
Bereiche (Finanzkrise, Euro-Krise, Krise 
der repräsentativen Demokratie, Kri-
senerscheinungen im Kontext erhöhter 
Fluchtmigration etc.). Eine grundlegende 
Annahme des Solikris-Projekts besteht 
darin, dass diese unterschiedlichen Kri-
sen nicht notwendiger Weise ursächlich 
miteinander verknüpft sind, dass sich 
ihre Wirkungen auf Gesellschaften und 
Institutionen aber überschneiden und 
evtl. gegenseitig verstärken. Darauf 
aufbauend untersucht das Projekt 
insbesondere, welche positiven und 
negativen Folgen die diversen Krisen in 
ihrer Gesamtheit auf die Solidität inner-
halb und zwischen den Staaten Europas 
haben. 

Schon vor Beginn des Solikris-Projek-
tes hatte eine Erhebung im GESIS Panel 
gezeigt, dass die Mehrheit der Befragten 
die finanzielle Unterstützung anderer 
europäischer Staaten im Krisenfall 
prinzipiell befürwortete (für Details zu 
dem entsprechenden Fragebogenmodul 
vgl. Schmitt/Popa 2020). Zum damaligen 
Zeitpunkt wurden die Teilnehmer*innen 
danach gefragt, wie sehr sie der Aussage 
zustimmten, dass Deutschland in Krisen-
zeiten anderen EU-Mitgliedsstaaten in 
ernsthaften wirtschaftlichen und finan-
ziellen Schwierigkeiten helfen soll. Wie 
aus Abbildung 1 hervorgeht, stieß diese 
Aussage auf überwiegende Zustimmung.

Wenngleich leichte Unterschiede in 
Ost- und Westdeutschland2 erkennbar 
sind, so liegt die positive Bewertung 
der Aussage in beiden geografischen 
Landesteilen deutlich über 60 Prozent. 
Allerdings bietet die hier dargestellte 
Frage nur sehr allgemeine und undiffe-
renzierte Informationen. 

Solikris verfolgt daher das Ziel, neben 
generellen Effekten und eventuellen 
Wechselwirkungen unterschiedlicher 
Krisenphänomene auch den komplexen 
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Gegenstand der innereuropäischen 
Solidarität mit Hilfe des GESIS Panels 
näher zu beleuchten. Zu diesem Ziel 
wurden insgesamt fünf unterschiedlich 
fokussierte Fragebogenmodule umge-
setzt. 

Das erste Solikris-Modul trägt den 
Titel Public Service Delivery and Political 
Attitude Formation und wurde von Jale 
Tosun, Julia Weiß, Anne-Marie Parth 
sowie Bettina Schuck entwickelt. Die 
Datenerhebung erfolgte von Dezember 
2018 bis Februar 2019 (Welle ff). In ihrer 
Studie untersuchen die Autorinnen den 
Zusammenhang zwischen individuellen 
Bewertungen öffentlicher Dienstleis-
tungen und Demokratiezufriedenheit. 
Dabei wird davon ausgegangen, dass die 
alltäglichen Erfahrungen der Bürger*in-
nen mit staatlicher Bürokratie, beispiels-
weise in Form eines Bürgeramtes, ihre 
Einstellung gegenüber der Demokratie 
insgesamt beeinflussen (Tosun et al. 
2020). 

Von Juni bis August 2019 (Welle gc) 
und somit unmittelbar nach den Wahlen 
zum Parlament der Europäischen Union 
wurden die Daten des zweiten Frage-
bogenmoduls Transnational Solidarity 
in the European Union erhoben. Wie 
der Titel des von Ann-Kathrin Reinl, 
Alexia Katsanidou und Christina Eder 
erstellten Moduls bereits andeutet, 
befasst sich dieses explizit mit der Ein-
stellung der Befragten zur Solidarität 
auf europäischer Ebene. Dabei schließt 
diese Teilstudie nicht nur vertiefend 

an aktuelle Forschung an (siehe bspw. 
Recchi et al. 2019), sondern geht auch 
über das oben dargestellte frühere 
Fragebogenitem hinaus und erfasst die 
Solidaritätsbereitschaft im Hinblick auf 
drei unterschiedliche Szenarien. Ganz 
spezifisch, wurden die Teilnehmer*innen 
gefragt, ob sie der finanziellen Unter-
stützung anderer EU-Länder jeweils im 
Falle eines Staatsbankrotts, einer Natur-
katastrophe und eines starken Anstiegs 
der Zuwanderung zustimmen würden. 
Zudem wurde erfasst, ob die Befragten 
diese Hilfe an bestimmte Vorauss-
etzungen, etwa an die Umsetzung von 
Sparmaßnahmen in den betreffenden 
Ländern, knüpfen würden. Der Beitrag 
von Katsanidou, Eder und Reinl in dieser 
ISI-Ausgabe präsentiert erste Ergebnisse 
auf der Grundlage dieser Daten. 

Kathrin Busch konzipierte eine inno-
vative Vignettenstudie, die in Welle gd 
(August bis Oktober 2019) umgesetzt 
wurde. Das Ziel dieser Studie (Calling 
for Stronger Enforcement of Power and a 
More Authoritarian State in Challenging 
Situations?) bestand darin, zu erforschen, 
welchen Einfluss die Zugehörigkeit zu 
unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Gruppen auf die Befürwortung der Bes-
chränkung bürgerlicher Freiheiten und 
einer Verstärkung der Staatsgewalt hat. 
Hierfür wurden die Befragten zufällig 
einer von vier Experimentalgruppen 
zugeordnet, die nach ihrer Einschätzung 
unterschiedlicher fiktiver Szenarien 
befragt wurden. Im Detail ging es in den 

Szenarien einerseits um die Bewertung 
möglicher Demonstrationsverbote und 
andererseits um das Strafmaß bei sex-
uellen Übergriffen. Je nach Experimen-
talgruppe bezogen sich die jeweiligen 
Demonstrationen auf politisch links bzw. 
rechts konnotierte Themen. Analog dazu 
wurden die Täter der Sexualdelikte als 
Männer beschrieben, die aus der Hei-
matstadt der Befragten oder aus Nordaf-
rika stammten. Mit den Daten soll eruiert 
werden, ob die Bewertung der Szenarien 
– und somit des demokratischen Grund-
prinzips der politischen Neutralität staat-
licher Institutionen – in Abhängigkeit von 
den genannten Unterschieden variiert. 

Auch die vierte Solikris-Teilstudie im 
GESIS Panel (The Role of Affective and 
Cognitive Mechanisms for Tolerance 
towards Refugees; Welle gf, Dezember 
2019-Februar 2020) beinhaltete wieder 
einen experimentellen Aspekt. Ganz 
spezifisch ging es Nora Huth, Boris 
Heizmann und Elmar Schlüter in diesem 
Teil des Moduls darum, inwiefern die 
Studienteilnehmer*innen bestimmten 
Flüchtlingsgruppen politische Rechte 
zugestehen und in welchem Umfang 
sie privaten Kontakt mit ihnen pflegen 
würden. In den vier Experimentalgrup-
pen wurde dabei erstens variiert, ob es 
sich bei den Geflüchteten um hochqual-
ifizierte oder ungelernte Arbeitskräfte 
handelt und ob die Personen, zweitens, 
vornehmlich muslimischen oder christli-
chen Glaubens sind. 

Das von Heiko Giebler, Constanza 
Sanhueza Petrarca und Bernhard Weßels 
erstellte finale Solikris-Fragebogen-
modul (General and Specific Trust in Par-
ties and Politicians; Welle hb, April-Juni 
2020) befasst sich mit dem Vertrauen 
der Befragten in politische Akteure und 
ihrer allgemeinen Demokratiezufrieden-
heit. Vor diesem Hintergrund wird ein-
erseits der potenzielle Zusammenhang 
zwischen dem Vertrauen in einzelne 
politische Parteien und individuellen 
Wahlneigungen untersucht. Darüber 
hinaus wird andererseits in den Blick 
genommen, ob und wie das Vertrauen 
in spezifische Parteien und ihre Ver-
treter mit dem generellen Vertrauen 
in Parteien, Regierung, Parlament und 
Spitzenpolitiker zusammenhängt. 
Schließlich wird der Einfluss der vor-

Grafik 1	 Allgemeine Zustimmung zur Solidarität mit anderen EU-Staaten in 
wirtschaftlichen und finanziellen Krisensituationen
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genannten Aspekte auf die generelle 
Einschätzung der deutschen Demokratie 
beleuchtet. 

Offene Rückmeldungen 
unterstreichen die Relevanz der 
Solikris-Fragestellungen im GESIS 
Panel

Am Ende jeder Befragung des GESIS 
Panels haben die Teilnehmer*innen 
jeweils die Möglichkeit, in of fener 
For m weite re  A nme r kunge n zu 
machen. Bei der Beurteilung solcher 
Bemerkungen müssen allerdings zwei 
Aspekte berücksichtigt werden: Erstens 
nutzt i.d.R. nur ein geringer Teil der 
Teilnehmer*innen diese Möglichkeit zur 
Kommentierung der Befragung. Dies ist 
aus einer Kosten-Nutzen-Perspektive 
heraus wenig überraschend, lässt aber 
zweitens vermuten, dass der Mehrauf-
wand vor allem dann in Kauf genommen 
wird, wenn der jeweiligen Anmerkung 
eine individuell herausragende Bedeu-
tung beigemessen wird. Es wird sich 
hierbei also in den meisten Fällen um 
stark positiv oder negativ konnotierte 
Hinweise handeln. Die zusätzlichen 
Meinungsäußerungen zu einzelnen 
Themen sind selten einhellig. Es gibt 
zum Beispiel oft zugleich Kritik und Lob 
für die Behandlung derselben Themen-
komplexe. Das unterstreicht jedoch 
deren Relevanz, so diese divergierenden 
Meinungsäußerungen als ein Indiz des 
fortbestehenden innergesellschaftlichen 
Diskussionsbedarfs gedeutet werden. 
Insgesamt ist allerdings festzuhalten, 
dass diese inhaltlichen Kommentare kei-
nesfalls als repräsentatives Stimmungs-
bild der gesamten Stichprobe gewertet 
werden können. Gleichwohl illustrieren 
sie, dass die Themen des GESIS Panels 
die Befragten oft auch über die Beant-
wortung der eigentlichen Fragen hinaus 
bewegen. 

Mit Blick auf die (europäische) Solida-
rität unterstreichen die Anmerkungen, 
dass es sich um ein emotional aufgela-
denes Thema handelt. Dies kommt unter 
anderem in folgendem Kommentar zum 
Ausdruck: 

„Deutschland ist das Land, was immer, 
so scheint es, zahlen muss! Alleine 
dadurch wird Hass und Neid geschürt! 

(rechts-links) Wir müssen solidarisch 
sein und Menschen, die arm, krank, 
hilfesuchend, vom Krieg verfolgt und/
oder heimatlos sind helfen!!! Das ist 
Fakt! Das sollte für jeden eine Selbst-
verständlichkeit sein. Leider gibt es zur 
Zeit so viele Menschen im öffentlichen 
Leben und auch als Gruppierungen, 
die die Bevölkerung aufwiegeln ... Hass 
schüren und Dinge verdrehen und ver-
allgemeinern! Das ist unglaublich! […]“

Den Beginn dieser Meinungsäußerung 
könnte man so deuten, dass die kom-
mentierende Person solidarischen 
Handlungen, ob der vermuteten Kos-
ten, prinzipiell kritisch gegenübersteht. 
Jedoch kommt im verbleibenden Teil 
der Anmerkung zum Ausdruck, dass 
die Person Hilfsbereitschaft gegenüber 
Flüchtlingen als selbstverständlich 
ansieht. Offen bleibt dabei, ob sich 
dieser Kommentar nur auf Geflüchtete 
im eigenen Land oder prinzipiell in der 
Europäischen Union bezieht. Des Wei-
teren wird darauf hingewiesen, dass 
einzelne Akteure bestimmte Themen 
nutzen, um bewusst gesellschaftliche 
Dissonanzen zu schüren. 

Andere Anmerkungen belegen zum 
Teil auch die Richtigkeit und Notwendig-
keit experimenteller Designs. So fühlte 
sich eine befragte Person in der Welle 
des oben angesprochenen Vignettenex-
periments genötigt, eine Anmerkung zu 
machen mit der bestimmten ethnischen 
Gruppen ein kriminelles Verhalten unter-
stellt zu werden scheint:

„ Wieviel und welche kriminellen 
Geschäftsmänner entsorgen ihre Akten 
beim Sperrmüll? Konsequentere Stra-
fen u.a. bei arab. Ausländern.“ 

Demgegenüber äußerten sich allerdings 
mehrere Befragte auch dahingehend, 
dass die Herkunft von Straftätern für 
die rechtliche Beurteilung von Straftaten 
irrelevant sein sollte. In diesem Sinne 
schrieb eine teilnehmende Person etwa:

„Mich hat es gestört, dass bei der Frage, 
bei der es um kriminelle Handlungen 
geht, einmal allgemein und einmal 
speziell auf Ausländer abgezielt wurde. 
In meinen Augen darf es nur ein einzig 
geltendes Strafrecht geben, dass die 
Vergehen bestraft und nicht den Migra-
tionshintergrund mit beleuchtet.“

Wie bereits angedeutet illustrieren diese 
kurzen Auszüge nicht nur die Bandbreite 
der im GESIS Panel erfassten Meinun-
gen und Einstellungen, sondern auch 
die Relevanz der behandelten Themen 
über die individuelle wissenschaftliche 
Fragestellung hinaus. 
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Das GESIS Panel

Das GESIS Panel bietet Wissenschaftler/innen die 
Möglichkeit, im Rahmen eines probabilistischen 
Mixed-Mode Access Panels eigene Umfragedaten zu erheben. Die Befragungen 
finden alle zwei Monate statt und umfassen ca. 5400 Teilnehmende. Die Datener-
hebung und Datennutzung richtet sich an nicht kommerzielle Forschungsprojekte 
und ist zu wissenschaftlichen Zwecken in der Regel kostenfrei. Regulär einge-
reichte Studien werden sowohl durch ein internes als auch durch ein externes 
Peer-Review-Verfahren geprüft.

Das GESIS Panel wird als Teil von GESIS -Leibniz-Institut für Sozialwissenschaf-
ten, durch Bund und Länder gefördert.
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